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Zusammenfassung 
Experten schätzen, dass bereits ein Fünftel des Weltvermögens vor den Steuerbehörden der Staaten versteckt wird1 und 

erhebliche Teile der Gewinne von internationalen Konzernen nicht mehr versteuert werden. Ereignisse wie der HSBC-

Skandal, Luxemburg-Leaks und die Panama Papers haben ein öffentliches Bewusstsein für die Problematik von Steuer-

flucht und -vermeidung geschaffen.  

Nach dem Auftrag der G20 an die OECD im Jahr 2013, ein Konzept für die Austrocknung der Unternehmenssteueroasen 

zu erarbeiten, hatten viele Experten einen deutlichen Schritt voran erwartet. Diese Erwartung ist nach Einschätzung von 

Experten leider in vielen Punkten enttäuscht worden.2 So bleiben viele Vorschläge unverbindlich und oft auch halbherzig. 
Auch die Umsetzung der Vorschläge in der EU verläuft zögernd. Die anfängliche Hoffnung, dass die EU deutlich über die 

Vorschläge der OECD hinausgeht, hat sich leider nicht bewahrheitet.  

Parallel zur Arbeit an den OECD-Vorschlägen zur Unternehmensbesteuerung arbeitet die EU an der Weiterentwicklung 

der Geldwäsche-Richtlinie und anderer Instrumente, um die Steuervermeidung und -hinterziehung von Privatpersonen 

einzudämmen. Auch hier sind die Ergebnisse immer noch unbefriedigend. Das grundsätzliche Problem, dass die Besitzer 

von sehr großen Vermögen kaum an der Finanzierung des Gemeinwesens beteiligt werden und die Konzentration der 

Vermögen weiter zunimmt, spielt in der politischen Diskussion immer noch eine zu geringe Rolle. 

 

Wesentliche Gründe für diesen zähen politischen Prozess sind: 

• Alle Staaten konkurrieren um Kapitalanlagen. 

• Die Interessen der beteiligten Staaten sind sehr unterschiedlich. 

• Die USA setzen ihre Interessen lieber alleine durch und zeigen wenig Bereitschaft, sich an internationalen Ab-

kommen zu beteiligen. 

• Europa blockiert sich gegenseitig.  

• Deutschland befürchtet als Exportnation, dass deutsche Konzerne unter hohen Steuern im Ausland leiden 
würden. 

Aus diesen Gründen wurden grundsätzliche Änderungen des Unternehmenssteuerrechts – wie ein Übergang zur Ge-

samtkonzernsteuer oder eine Einführung von Mindeststeuersätzen – bewusst ausgeklammert.  

 

Als Fortschritte lassen sich verzeichnen: 

• Das Thema Steuervermeidung ist prominent auf der Tagesordnung. Niemand bagatellisiert es mehr.  

• Es gibt klare Bekenntnisse zur länderbezogenen Berichterstattung, zur Einführung von Unternehmensregistern 
und zum besseren Datenaustausch. Das ist erfreulich. Aber leider sind die Vorschläge der OECD noch sehr lü-

ckenhaft und die geplante Umsetzung durch die EU und andere Staaten ist oft mangelhaft. 

• Es gibt eine Reihe von Vorschlägen der OECD (zu Patentboxen, Betriebsstättenregelung, Internethandel, Zin-

sen, Lizenzen usw.), die jedoch meist unverbindlich sind. Die Umsetzung hängt damit ausschließlich von den 

Nationalstaaten ab. 

• Auch illegale Ansammlungen von Billionen an Privatvermögen in Steueroasen ist spätestens durch die Panama 
Papers ins öffentliche Bewusstsein gedrungen. 

 

Die nötigen Konsequenzen werden also nur sehr langsam gezogen. Unverändert spielt Deutschland als das Hauptexport-

land der OECD im Bündnis mit Steueroasen wie der Schweiz, den Niederlanden und Belgien eine Hauptrolle als Bremser 

von internationaler Steuertransparenz, wohingegen andere europäische Staaten wie Frankreich beginnen, sich für eine 

progressivere Politik für mehr internationale Steuergerechtigkeit einzusetzen. Es kommt jetzt darauf an, die öffentliche 

Stimmung zu nutzen und weiterhin Druck auf die Regierung auszuüben, damit sich die bisherige Praxis ändert.  

                                                           

1
 siehe James S. Henry – TJN 2012  

2
 siehe Sol Piccioto, co-ordinator of the BEPS Monitoring Group – 2015 
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A. Überblick 
I. Worum geht es? 

Wer sich mit Steuervermeidung beschäftigt, 

muss drei unterschiedliche Problemkomplexe 
unterscheiden:  

1. Steuervermeidung durch Konzerne: Hierbei 

geht es um die systematische und aggressive 

Vermeidung von Steuerzahlungen durch inter-

nationale Konzerne wie IKEA, BAYER, Amazon, 

Apple und viele weitere. Diese nutzen mittler-

weile alle Möglichkeiten und Lücken der Steu-

ergesetzgebung bis an die Grenze der Legalität 

(teilweise auch drüber) weltweit aus, um ihre 

Steuerzahlungen zu minimieren. Dabei werden 
sie von den großen Unternehmensberatungen, 

insbesondere von den Big Four3, unterstützt.  

2. Steuervermeidung durch reiche Individuen: 

a. Aggressive Steuervermeidung von Indivi-

duen, Korruptionsgelder und Geldwäsche: 

Reiche Menschen aus dem Globalen Nor-

den wollen ihr Vermögen nicht versteu-

ern. Milliardäre aus Schwellenländern wie 

China, korrupte Politiker*innen und kri-

minelle Organisationen aus aller Welt wa-
schen und verstecken das Geld aus Ge-

schäften wie Waffen-, Drogen- und Men-

schenhandel. Banken und Steuerberater 

bieten sowohl legale wie auch illegale 

Methoden an, mit denen Steuern vermie-

den und illegale Gelder gewaschen wer-

den können.  

b. Steuerprivilegien der Superreichen: Hier-

bei geht es um die Praxis der weitgehen-

den Steuerbefreiung von sehr großen 
Vermögen, die sich seit den 1980er Jah-

ren4 schrittweise weltweit durchgesetzt 

                                                           

3 Als Big Four bezeichnet man die vier größten Unternehmens-
beratungen der Welt: Deloitte, PricewaterhouseCooper (PwC), 

Ernst & Young und KPMG mit insgesamt über 700.000 Ange-
stellten und über 120 Mrd. US-Dollar Umsatz.  

4 Die Wende war der Regierungsantritt von Reagan in den USA 
und Thatcher in Großbritannien, die hofften wieder Wachs-
tumsraten wie in den 50er Jahre durch Steuersenkungen und 

 

hat. Diese Entwicklung ist die Hauptursa-

che der zunehmenden Akkumulation von 

Vermögen und der wachsende Ungleich-

heit weltweit, Trotzdem spielt diese The-

ma in der öffentlichen Debatte bis heute 
kaum eine Rolle, vermutlich auch weil 

dies legal ist.  

Es handelt sich zwar um grundsätzlich getrenn-

te Komplexe, die aber natürlich in einem en-

gen Zusammenhang stehen und sich überla-

gern. Aus Kriminellen könnten Superreiche 

werden. Reiche und Superreiche sind an Kon-

zernen beteiligt oder besitzen sie ganz.  

Zur Frage, was legal, illegal bzw. illegitim ist: 
Die Abgrenzung ist fließend. Bill Dodwell, lei-
tender Angestellter der Unternehmensbera-

tung Deloitte, sagte dazu: „Wir beantragen 

eine Steuerrückzahlung, wenn die Chance, vor 

Gericht zu bestehen, größer als 50% ist.“5 Man 

muss aber festhalten, dass die systematische 

Ausnutzung von Gesetzeslücken, die oft sogar 

in Steueroasen dafür konstruiert wurden, um 

Steuern zu vermeiden, als illegitim betrachtet 

werden muss – egal wie die Bewertung des 

Gerichtes im Einzelfall ausfällt. 

II. Kurzer historischer Rückblick 
Historisch lassen sich folgende Phasen feststel-

len: 

Bis zum ersten Weltkrieg waren die Steuern 

gering. Es gab noch keinen Sozialstaat. Die 
größte Rolle spielten Verbrauchssteuern und 

Grundsteuern. Daher war 1914 das Jahr mit 

der größten Vermögenskonzentration in der 

Geschichte. Der erste Weltkrieg führte erst-

mals zur Einführung von relevanten Einkom-

menssteuern, die aber danach wieder deutlich 

reduziert wurden.  

 

 

 

                                                                                     

Deregulierungen zu erreichen. 
5 sinngemäße Übersetzung von mir – siehe House of Commons, 
Committee of Public Accounts – 2013 
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Mit den Rooseveltschen Reformen als Reakti-

on auf die Weltwirtschaftskrise von 1929 wur-

den weltweit Steuersätze etabliert, die in der 

Spitze über 90% lagen. Von 1933 bis 1980 

nahm die Vermögenskonzentration in fast al-
len Staaten erheblich ab und es entstand die 

moderne Mittelschicht.  

Seit 1980 wurden weltweit die Steuern für 

Unternehmen, Vermögen und Einkommen 

wieder drastisch gesenkt und die Schere zwi-

schen Reich und Arm ging wieder auf. 2007 

erreichte die Einkommenskonzentration in den 

USA wieder den Stand von 1929. 

Seit der Jahrtausendwende beginnen interna-

tionale Konzerne immer systematischer damit, 
Steuervermeidungsstrategien zu erarbeiten. 

Immer mehr Firmen- und Privatvermögen 

werden in Steueroasen versteckt. Viele Staa-

ten bieten gezielt geringe Steuern und Ge-

heimhaltung an, um Auslandskapital an sich zu 

ziehen. So begründet auch Deutschland die 

steuerliche Freistellung ausländischer Kapital-

anlagen mit der „Attraktivität“ des Finanzplat-

zes Deutschland. 

III. Die Dimension des Problems 
Trotz jahrelanger Bemühungen der UN, der 

OECD und der EU, die Steueroasen einzudäm-

men, ist das Problem der Steuervermeidung 

ständig größer geworden: 

• Nach Schätzungen des Tax Justice Net-

work befinden sich bis zu ein Fünftel des 
Vermögens der Welt in sogenannten 

Steueroasen, um sich einer angemessenen 

Besteuerung zu entziehen.6 

• Dem deutschen Staat entgehen durch 

Steuervermeidung jährlich bis zu 30 Mrd. 

Euro7. Dazu kommt der Schaden durch 

Geldwäsche, der allein jährlich einen 

Schaden von ca. 100 Mrd. Euro anrichtet.8  

• Es gibt einen internationalen Steuersen-
kungswettbewerb. Dabei spielt die EU 

teilweise eine treibende Rolle.9  

• Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 

sind durch die Steuerstrategien internati-

onaler Konzerne massiv benachteiligt.  

• Die Konzentration von privaten Vermögen 
und die Herausbildung immer größerer 

Konzerne verleihen diesen auch wachsen-

de politische Macht.10 Regierungen stehen 

unter Zwang, deren Interessen zu berück-

sichtigen, um nicht Kapitalabzug sowie 

Verluste von Investitionen und Steuerein-

nahmen zu riskieren.  

• Hauptverlierer sind die Länder des Globa-

len Südens, die in besonderer Weise von 
Steuervermeidung multinationaler Kon-

zerne aber auch von Korruption und illega-

ler Kapitalverschiebung betroffen sind.  

                                                           

6 siehe James S. Henry – 2014  
7 siehe Christian Aid – 2008  

8 siehe Ronald Buck – 2016  
9 So werden die Nationalstaaten von der EU daran gehindert, 

wirksame Quellensteuern für Auslandsüberweisungen einzufüh-
ren, weil das angeblich den Wettbewerb behindere. 
10 siehe OECD – 2014  

Spitzensteuersätze von 
bis zu 90% wurden 

weltweit als Reaktion auf 

die Weltwirtschaftskrise 

von 1929 etabliert. 
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• Normale Bürger*innen zweifeln zuneh-

mend an der Gerechtigkeit unserer Gesell-

schaft. Die Bereitschaft Steuern zu zahlen 

wird dadurch untergraben. 

Man kann also mit guten Gründen feststellen, 

dass die zunehmende Konzentration von Ver-

mögen und damit auch von Macht die Welt 

destabilisiert und Errungenschaften der Auf-

klärung und damit die Demokratie gefährdet.  

IV. Steueroasen – Financial Secre-
cy Index – Steueroase Deutsch-
land 

Steueroasen sind Staaten oder Territorien mit 

eigenen Wirtschafts- und Steuergesetzgebun-

gen, die so gestaltet sind, dass reiche Individu-

en oder Konzerne dort ihr Vermögen in Form 

von Konten, Depots oder Firmen verstecken 

können, um Steuern zu vermeiden oder um 

die Rückverfolgung von kriminellen oder nicht 
versteuerten Geldquellen zu umgehen.11 

Entscheidende Kriterien sind die Geheimhal-

tung der Daten, geringe bürokratische Anfor-

derungen, die politische Sicherheit und spezi-

elle Rechtskonstruktionen, die es erlauben, 

Vermögen sicher, geheim und vor dem Zugriff 

ausländischer Steuerbehörden geschützt zu 

verbergen. Dabei gibt es Steueroasen, die auf 

Firmenkunden spezialisiert sind, während an-

dere Angebote (Gesetze) speziell auf Privat-
personen zugeschnitten sind. 

Es gab immer wieder Versuche, Steueroasen 

auf schwarze Listen zu setzen und somit inter-

national zu ächten, so von der OECD und der 

EU. Diese waren aber massivem politischem 

Druck ausgesetzt und erwiesen sich daher als 

wertlos. Die bekannteste unabhängige Liste ist 

der Schattenfinanzindex (Financial Secrecy 

Index - FSI). Er wird alle zwei Jahre von unab-

hängigen Experten des Tax Justice Network 
berechnet und veröffentlicht – zuletzt 2015. 12  

Man kann grob drei Gruppen von Steueroasen 

unterscheiden: Die großen Finanzplätze wie 

                                                           

11 siehe Markus Henn – 2013  
12 siehe TJN – 2015  

Schweiz, USA, GB, Deutschland und Japan, die 

vor allem mit Sicherheit und Geheimhaltung 

punkten. Kleine Staaten, die niedrige Steuern 

und günstige Rechtskonstruktionen bieten 

(Bahrein, Luxemburg, Singapur, Niederlande, 
Zypern, Libanon) und schließlich die bekann-

ten Inselterritorien, bei denen es sich meist 

um mit Großbritannien verbundene Inseln 

(Exkolonien) mit eigener Rechtsprechung han-

delt (Kanalinseln, Virgin Islands, Bermudas, 

Cayman Islands usw.), die besonders als steu-

erfreier Sammelort von privaten Geldern aus 

reichen Ländern genutzt werden. In den USA 

gibt es eine Reihe von Bundesstaaten wie 

Delaware, Nevada und Wyoming, die als Steu-
eroasen für Ausländer bekannt sind. Auch 

Deutschland ist eine der wichtigsten Steueroa-

sen der Welt – insbesondere für Vermögen aus 

dem Globalen Süden – häufig aus kriminellen 

Quellen wie Drogen und Waffenhandel. Das 

nichtadäquat versteuerte in Deutschland ange-

legte Auslandskapital wird auf 2,5 bis 3 Billio-

nen Euro geschätzt.13  

 

 

                                                           

13 siehe Markus Meinzer – 2015  

Schattenfinanzzentren 2015 Top 10 

Rang 2015/ (Rang 2013) 

1 (1) Schweiz 

2 (3) Hong Kong 

3 (6) USA 

4 (5) Singapur 

5 (4) Kaimaninseln 

6 (2) Luxemburg 

7 (7) Libanon 

8 (8) Deutschland 

9 (13) Bahrain 

10 (16) Dubai 
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V. Politische Aktivitäten gegen 
die Steuervermeidung 

Mit der zunehmenden Vermögenskonzentrati-

on und der Zunahme der Bedeutung von Steu-

eroasen wird Steuervermeidung ein politisches 

Thema: 

• Die EU-Kommission arbeitet begleitet von 

ständig wiederholten Aufforderungen des 

EU-parlaments spätestens seit 2001 an 

Konzepten gegen Steuervermeidung und 

Geldwäsche. 

• In der UN reorganisiert die für Wirtschafts- 

und Sozialpolitik zuständige Abteilung 
ECOSOC das ‚Committee of Experts on In-

ternational Cooperation in Tax Matters’. 

• Im Oktober 2013 beschloss die G20, die 

Gruppe der wirtschaftlich bedeutendsten 

Staaten der Erde14, in Zukunft entschiede-

ner gegen Steuervermeidung vorzugehen 

und startete den BEPS-Prozess (Base Ero-

sion and Profit Shifting). Zur Umsetzung 

wurde die OECD beauftragt.  

• Die Länder des Globalen Südens drängen 

seit Jahren darauf, mehr Einfluss auf die 

Gestaltung internationaler Steuerpolitik 

nehmen zu können.15 2015 wurde ihre 

Forderung, das bestehende Expertengre-

mium der UN16 zu einer Kommission des 

ECOSOC (Wirtschafts- und Sozialrat) auf-

zuwerten, mehrheitlich vom Globalen 
Norden abgelehnt. Stattdessen wurden 

einige Entwicklungs- und Schwellenländer 

von der OECD am BEPS-Prozess beteiligt. 
17 

• Im November 2015 wurde der BEPS-

Aktionsplan von der OECD und der G20 

                                                           

14 G20 – Gruppe der 20: EU, USA, China, Japan, Deutschland, 
Frankreich, Brasilien, UK, Italien, Russland, Kanada, Indien, 
Australien, Mexiko, Südkorea, Indonesien, Türkei, Saudi-

Arabien, Argentinien, Südafrika 
15 Alexander Trepelkov, Harry Tonino und Dominika Halka – 

2015  
16 siehe ECOSOC - 2016 
17 siehe Michael Lennard – 2016  

gebilligt – der Reformprozess soll aber 

weitergehen.18 

• Die Gremien der EU und die deutsche 

Bundesregierung beraten seitdem über 
die Umsetzung des Aktionsplans sowie ei-

gene weitergehende Maßnahmen. 

VI. Die besondere Betroffenheit 
des Globalen Süden 

Ein Bericht des IMF von 2015 legte offen, dass 

die Hauptbetroffenen der aggressiven Steuer-

planung die Länder des Globalen Südens sind. 

So dürfte sich der Verlust durch Unterneh-

menssteuervermeidung im Globalen Süden 

auf 6-13% der Steuereinnahmen belaufen, 
wohingegen der Verlust in OECD-Ländern ca. 

2-3% beträgt.19  

 

Verlust durch Unter-
nehmenssteuervermei-

dung in % des BIP 

 

6-13%  

in Ländern des 

Globalen Südens 

 

 

2-3 %  

in den  

Industrienationen 

 

 

                                                           

18 siehe Sebastian Benz u.a. - 2015  
19 siehe Seite 15 in Alex Cobham and Luke Gibson – 2016  
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Auch im GFI-Bericht 201520 wird deutlich, dass 

die illegalen und illegitimen Geldströme aus 

diesen Ländern in reiche Staaten und Steuer-

oasen ein großes Problem darstellen. So be-

trug der illegitime Kapitalabfluss 2013 netto 
1,09 Billion US-Dollar. An der Spitze liegt die 

illegale Kapitalflucht aus China, die mit über 

250 Mrd. Euro allein ein Viertel ausmacht. Auf 

den nächsten Plätzen folgen Russland, Indien, 

Mexico, Malaysia, Thailand, Brasilien, Nigeria, 

Südafrika und Indonesien. 

Ohne diese illegitimen Kapitalabflüsse würden 

die Südländer selbst bei einem niedrigen Steu-

ersatz jährlich 100 bis 200 Mrd. Euro mehr 

Steuern einnehmen. 21 Aber natürlich ist das 
abfließende Kapital das viel größere Problem.22 

Am stärksten betroffen ist Afrika: In den Sub-

sahara-Staaten wird 6,1% des Bruttoinland-

produktes jährlich mehr oder weniger illegal 

ins Ausland überwiesen – ein Aderlass, der 

selbst eine entwickelte Ökonomie ruinieren 

würde.  

Die Bedeutung dieses Verlustes wird noch 

deutlicher, wenn man ihn ins Verhältnis zu den 

Mitteln für die internationale Entwicklungszu-
sammenarbeit setzt. Diese betrugen 2015 

131,6 Milliarden US-Dollar. Auf jeden US-

Dollar kamen also etwa 7,5 US-Dollar illegal 

exportierten Geldes. 

 

 

  

Auf jeden US-Dollar 
Geld aus der Entwick-
lungszusammenarbeit 
kommen etwa 7,5 US-
Dollar illegal expor-
tierten Geldes. 

                                                           

20 siehe Dev Kar und Josef Spanjers – 2015  

21 siehe FES – 2016  
22 siehe dazu unten im Abschnitt „Steuertricks der Konzerne“ 

den Verrechnungspreistrick – nur tauchen viele Rechnungen in 
der Buchhaltung in den armen Staaten eben nicht auf und 
werden so nicht besteuert. 

Warum sind die Staaten des Globalen S üdens 

von dem System internationaler Steuerver-

meidung in besonderer Weise betroffen? Dies 

hat folgende Gründe: 23 

• In Entwicklungsländern spielen die großen 
internationalen Konzerne häufig eine sehr 

dominante Rolle in der Wirtschaft. Ent-

sprechend wichtig sind die Steuern dieser 

Konzerne. Dies gilt besonders für Roh-

stoffkonzerne in den Ländern, in denen 

Rohstoffexporte einen wesentlichen Teil 

der Exporte ausmachen.  

• Die politische Abhängigkeit von internati-
onalen Konzernen ist oft sehr hoch, so 

dass politische Zwangsmaßnahmen ohne 

Unterstützung der Heimatländer der Kon-

zerne schwer durchzusetzen sind. 

• Durch die Offshore-Steuerflucht wirt-

schaftlicher und politischer Eliten gehen 

diesen Ländern beträchtliche Mittel verlo-

ren. Korruption und Kleptokratie spielen 
dabei eine große Rolle und können nur 

durch Unterstützung der reichen Staaten 

gemeinsam bekämpft werden.  

• Diese Kapitalabflüsse sind überwiegend 

illegal, sind aber nicht kontrollierbar, so-

lange die reiche Staaten den Finanzver-

waltungen der Entwicklungsländer keine 

Daten liefern und die Steuerstraftaten der 

beteiligten Personen nicht verfolgt wer-
den. Insbesondere in Deutschland drohen 

den Banken und Steuerberatern, die an 

solchen Geschäften beteiligt sind, in der 

Regel keine Strafen.  

• Ein zusätzliches Problem ist die oft man-

gelnde Ausbildung und Erfahrung der An-

gestellten in den Steuerbehörden dieser 

Länder  

Kann tatsächlich ein illegaler Kapitalexport 
nachgewiesen werden, dann sind die ärmeren 

Staaten darauf angewiesen, dass die illegal 

transferierten Gelder an sie zurückgegeben 

werden. Dies geschieht leider oft nicht. Mitt-

lerweile wurde von der Weltbank und der UN 

                                                           

23 siehe Markus Meinzer – 2016  
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die Stolen Asset Recovery Initiative (StAR) 

initiiert, um dieses Problem zu lösen oder zu-

mindest zu reduzieren.24 

VII. Die Sonderrolle der USA 
Ob und wie sehr die USA durch die internatio-

nale Steuervermeidung von Konzernen und 

Individuen betroffen sind, wird kontrovers 

diskutiert. Auf jeden Fall unterscheidet sich die 

Steuergesetzgebung der USA grundlegend von 

der der meisten anderen OECD-Staaten.25 

So sind US-Bürger*innen grundsätzlich in den 

USA mit ihrem Welteinkommen steuerpflich-

tig, können aber die im Ausland gezahlten 

Steuern gegenrechnen. Mit dem FATCA-Gesetz 

zwingt26 die USA künftig weltweit alle Steuer-

behörden, für die US-Bürger*innen den Fi-

nanzbehörden der USA die Daten zu liefern. So 

gibt es selbst in der Schweiz und in Liechten-

stein kein Bankgeheimnis mehr für US-

Bürger*innen.  

Ähnliches gilt für die Besteuerung von US-

Konzernen – allerdings nur, wenn sie die Ge-

winne zurück in die USA überweisen. Deshalb 

haben Google oder Apple Milliarden, die sie 

der Besteuerung in Europa entzogen haben, in 

Schattenfinanzplätzen geparkt.  

Eine Rolle für die Politik der USA spielt auch 

das starke binnenorientierte Denken – auch in 

der Politik. Deshalb sind sie viel weniger da-

rum bemüht, Steuerdumping anderer Staaten 
zu unterbinden. Sie sehen weniger den Kon-

kurrenznachteil, sondern eher die Mehrein-

nahmen an Steuern auf Auslandseinkünfte, 

wenn die Personen oder Firmen weniger Aus-

landssteuern von ihrer Steuer abziehen kön-

nen.  

Auf der anderen Seite sind auch die USA von 

verschiedenen Methoden der Steuervermei-

dung betroffen, insbesondere von der Nutzung 

von manipulierten Verrechnungspreisen für 
Waren, Dienstleistungen, Label, Patente usw. 

                                                           

24 siehe Weltbank und UNODC – 2015 
25 siehe Michael Cadesky ua. – 2014 
26 siehe Abschnitt C.II.5 

Auch deshalb haben sie innerhalb der OECD 

intensiv an den Konzepten gegen Steuerver-

meidung (BEPS) mitgearbeitet. 

Zusammenfassend scheint es, dass der Lei-

densdruck der USA in Bezug auf Steuerver-
meidung geringer ist als in anderen Staaten 

und dass die USA dazu neigen, ihre Interessen 

eher unilateral durchzusetzen. Die nationalisti-

schen Stimmungen im Kongress machen es 

zudem unwahrscheinlich, dass sich die USA an 

internationalen Regelungen beteiligen. Die 

Unterzeichnung eines multilateralen Vertrages, 

der die USA verpflichten würde, Steuerdaten 

von US-Unternehmen oder US–Bürger*innen 

an andere Staaten zu liefern, dürfte in abseh-
barer Zeit nicht mehrheitsfähig sein. Daher 

sind die EU und andere Staaten gut beraten, 

ihrerseits ihre Interessen einseitig durch eige-

ne Gesetze durchzusetzen ohne auf Abspra-

chen mit den USA zu hoffen 
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B. Wie funktioniert 
die Steuer-
vermeidung? 
Das System der Steuervermeidung funktioniert 

zweistufig. Auf der ersten Stufe geht es um die 

Vermeidung von Unternehmenssteuern durch 

internationale Konzerne. Auf der zweiten Stufe 

geht es um die Vermeidung der Einkommens- 

und Vermögenssteuern durch diejenigen, die 

solche Konzerne besitzen. 

Das Ergebnis ist dann die zunehmend Konzent-

ration der Vermögen und die Zunahme von 

Multimillionären und Milliardären. Für die 
Länder des Globalen Süden kommt der massi-

ve Verlust von Vermögen durch die Kapital-

flucht hinzu. 

I. Die Steuertricks der Konzerne 

Das heutige System der internationalen Un-
ternehmensbesteuerung geht davon aus, dass 

Gewinne in dem Land besteuert werden, in 

dem sie anfallen.27 Die Verrechnungspreis-

Richtlinien der OECD28 sollen sicherstellen, 

dass dies in der Regel auch das Land ist, in 

dem die Gewinne real erwirtschaftet werden.  

Dabei ist es bisher sehr unterschiedlich, was 

die Staaten jeweils im Einzelnen besteuern 

und in welcher Höhe. In der Praxis funktioniert 
dieses System immer schlechter, weil  

• die Hälfte des Welthandels mittlerweile 

innerhalb transnational agierender Kon-

zerne stattfindet, was Gewinntransfer in 

andere Staaten sehr erleichtert;  

• der immaterielle Wertanteil von Waren 

und Dienstleistungen längst größer ist als 

der eigentliche Produktionswert, der sich 
noch einigermaßen kontrollieren lässt;  

• der Internethandel immer mehr wächst. 

                                                           

27 Ausnahme sind die USA, die grundsätzlich weltweit besteu-
ern.  
28 siehe OECD – 2011 

Die Steuervermeidungstechniken werden im 

BEPS-Bericht der OECD detailliert beschrieben. 

Im Prinzip bestehen sie stets darin, Gesetzes-

lücken zu nutzen und Gewinne innerhalb eines 

Konzerns oder einer Konzerngruppe dorthin zu 
verschieben, wo sie möglichst niedrig oder gar 

nicht besteuert werden – also in die Steueroa-

sen. Gewinne können sowohl innerhalb eines 

Konzerns oder zwischen verbundenen Konzer-

nen verschoben werden.29 Die wichtigsten 

Instrumente, um Gewinne in Niedrigsteuer-

länder zu transferieren, sind in Kasten 1 dar-

gestellt.30 

Weitere Methoden: Es gibt – auch in Deutsch-

land – gesetzliche Regelungen, die systemati-
schen Missbrauch ermöglichen, wie  

• Nichtbesteuerung von stillen Reserven 

• das Absetzen von Veräußerungsgewinnen 

und Auslandsinvestitionen 

• Verlustzuweisungen 

• Vermeidung der Grunderwerbssteuer bei 
Immobilienverkäufen 

• Dividendenstripping (Steuervermeidung 

durch Verkäufe und Rückkäufe von Aktien 

um den Ausschüttungstermin – sog. Cum-

Cum- und Cum-Ex-Geschäfte). 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass diese 

Methoden meist legal sind, aber oft auch die 

Grenzen der Legalität systematisch ausgereizt 
werden. So hat die Veröffentlichung der Pläne 

der Unternehmensberatung PriceWater-

houseCoopers in Luxemburg (Lux-Leaks) auch 

eine Reihe von illegalen Praktiken aufgedeckt 

(siehe die obigen Beispiele von E.on und Ama-

zon), so dass die EU-Kommission in einigen 

Fällen Klage erhoben hat. 

  

                                                           

29 Das am besten steueroptimierte Unternehmen ist vermutlich 

IKEA. Das Imperium der Familie Kamprad besteht aus drei 
separaten Konzernen mit ca. 500 Firmen, ein für Finanzämter 

schon aufgrund der Masse kaum durchschaubares Geflecht 
(siehe Hentschel – 2013). 
30 siehe OECD/G20 – 2015 
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Kasten 1: Instrumente der Steuervermeidung durch Unternehmen 

Verrechnungspreise: Die Preise für den Handel von Waren und Dienstleistungen zwischen Tochter-

unternehmen, insbesondere für immaterielle Werte, werden so festgesetzt, dass die Gewinne in 

Niedrigsteuerländern fließen. So kostet eine Bluse von Gucci ohne das Label nur ein Drittel des Prei-

ses. Wo und wann dieser immaterielle (Mehr-)Wert geschaffen worden ist, ist leicht manipulierbar.  

Zinsen: Investitionen in Hochsteuerländern werden fremdfinanziert, so dass erhebliche Teile der 

Gewinne in Form von Zinsen (also steuermindernden Unkosten) in Steueroasen transferiert werden 

können. In Belgien können sogar fiktive Zinsen abgezogen werden. So reduzierte die BAYER AG ihre 

Steuern von 30% auf 4,3%. 

Patentgebühren, Lizenzgebühren und Franchisinggebühren: Die Patent- bzw. die Markenrechte 
liegen bei einer Tochterfirma in einem Niedrigsteuerland. An diese Tochter werden große Teile der 

Gewinne als Gebühren überwiesen. So gehen Patentgebühren für die Nutzung des Google-

Algorithmus an eine Tochterfirma auf den Bermudas, wodurch der Steuersatz auf unter ein Prozent 

gedrückt wird.  

Versicherungen, Derivate, Garantien, Kundenkredite: Konzerne haben Töchter in Steueroasen, die 

dann für sie Versicherungen, Derivathandel, Garantien und Kundenkredite abwickeln, wofür sie von 

den Firmen in Deutschland bezahlt werden. So wandern weitere Gewinne dorthin. Zum Beispiel 

versichert IKEA ihre Märkte über eine Versicherung in Luxemburg, die wiederum bei einer Rückver-

sicherung in Curacao rückversichert ist. Beide gehören der Familie Kamprad, die auch IKEA kontrol-

liert. 

Patentbox, Innovationsbox usw.: Patent-„Boxen“ sind besondere Steuerermäßigungen für Firmen, 

die technische oder konzeptionelle Forschung und Entwicklungen durch hochqualifizierte Ex-

pert*innen betreiben. Beim LuxLeaks-Skandal wurde zum Beispiel enthüllt, dass der Stromkonzern 

E.on eine Briefkastenfirma in Luxemburg mit Patentbox besaß, obwohl diese keine Forschung be-

trieb. Das war sogar nach Luxemburger Recht illegal. 

Hybride Finanzinstrumente: Unterschiedliche rechtliche Bewertungen von Eigen- oder Fremdkapital 

und von Zinszahlungen oder Vergütungen in zwei oder mehreren Staaten ermöglichen die Steuer-

vermeidung – auch innerhalb der EU. 

Treaty Shopping: Transaktionen werden oft über mehrere Firmen in Staaten/Steueroasen mit unter-

schiedlicher Rechtsprechung geleitet, wobei Lücken in den Doppelbesteuerungsabkommen (Double-
Tax-Treaty) dazu führen, dass am Schluss kein Land für die Besteuerung zuständig ist. Eine bekannte 

Methode trägt den hübschen Namen „Double Irish with Dutch Sandwich“(i), ein komplexes Modell, 

an dem in der Regel fünf Firmen eines Konzerns beteiligt sind.  

Internethandel: Die Versteuerung erfolgt nicht im Land des Kunden, sondern am Standort des Com-

puters des Internethändlers, der in einer Steueroase steht. Hierbei geht es nicht nur um die Vermei-

dung von Unternehmenssteuern sondern auch um die Vermeidung von Umsatzsteuern. Bekanntes-

tes Beispiel ist Amazon, dessen Auslieferungslager sogar in Deutschland stehen, aber dort nicht als 

Betrieb gelten, da die Geschäfte ja offiziell in Luxemburg abgewickelt werden.  

Stiftungen: Stiftungen sind in manchen Staaten steuerbegünstigt. Oft genießen sie auch Privilegien 

und Steuervergünstigungen, wenn sie gemeinnützig sind, ohne dass das in irgendeiner Weise ge-
rechtfertigt ist. So muss die INTEROGO-Stiftung in Liechenstein, die den IKEA-Konzern kontrolliert, 

als Familienstiftung ohne unternehmerische Tätigkeit trotz Milliarden-Gewinn nur eine Pauschal-

steuer von 1200 Schweizer Franken bezahlen. 

*** 

(i) Der Double Irish wird von zahlreichen Firmen wie Apple, Google, IKEA usw. genutzt. Er soll jetzt auf Druck anderer EU-Staaten durch 
eine Gesetzesänderung in Irland verhindert werden. Beispiel: „Googles Werbekunden in Europa zahlen ihre Rechnungen an die Google 

Ireland Ltd. Dort werden die Einnahmen mit Lizenzgebühren verrechnet, die an die Google Netherlands Holdings BV fließen. Was übrig 
bleibt, unterliegt der irischen Körperschaftsteuer von (nur) 12,5 Prozent. Aber es bleibt wenig übrig. Die niederländische Holding leitet 

das ihr zufließende Geld aus der Lizenznutzung weiter an eine irische Holding, deren Eigner wiederum Google-Töchter in Bermuda sind 
und die deshalb nicht den irischen Steuergesetzen unterliegt.“ Siehe Rüdiger Jungbluth – 2013  
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II. Steuervermeidung durch  
reiche Individuen 

Der Fachbegriff in der Bankenwelt für ihre 

reiche Kunden lautet High Net Worth Individu-

als (HNWI31). Gemeint sind damit die Dollar-

millionäre. 

Einen besonders wichtigen Kundenkreis bilden 

die Ultra High Net Worth Individuals (UHNWI) 

mit einem Vermögen oberhalb von 30 Mio. 

US-Dollar. Ein noch exklusiverer Kreis sind 

schließlich die Milliardäre und die Multimilli-

ardäre. Dabei gilt die Regel, dass das Vermö-

gen umso schneller wächst, je größer es ist. 

Nach Piketty liegt das durchschnittliche 

Wachstum bei ca. 2%, dass der Multimilliardä-

re aber bei fast 7% über die letzten 30 Jahre. 32 

Die wichtigsten Methoden der Steuervermei-

dung von reichen Einzelpersonen sind in Kas-

ten 2 dargestellt.  

Während alle die in Kasten 2 beschriebenen 

Verfahren erhebliche Risiken ins sich bergen, 

haben es die richtig großen Firmenerben viel 

einfacher. Ihr Vermögen wächst nämlich weit-

gehend steuerfrei, da Wertsteigerungen nicht 

versteuert werden. Es ist der Verdienst von 
Thomas Piketty, dass er auf diesen erstaunli-

chen Tatbestand hingewiesen hat. Häufig wird 

versucht, dies damit zu rechtfertigen, dass der 

Gewinn ja schon als Unternehmensgewinn 

versteuert wurde. Aber diese Argumentation 

geht aus mehreren Gründen an der Sache 

vorbei, denn: 

• Ausgeschüttete Gewinne unterliegen ge-

nauso wie thesaurierte Gewinne, die im 
Unternehmen bleiben, zuvor der Unter-

nehmenssteuer. Die doppelte Besteue-

rung ist also gewollt. 

• Sie werden deshalb trotzdem mit der Ab-

geltungssteuer belegt, thesaurierte Ge-

winne aber nicht. Es sei denn, der Firmen-

besitz wird verkauft. Da aber Erben großer 

Firmen in der Regel ihren Besitz nicht ver-

                                                           

31 HNWI – High Net Worth Individuals – so werden in der 

Bankenwelt Dollar-Millionäre bezeichnet – siehe z. B. RBC; 
Capgemini – 2015  
32 siehe Thomas Piketty – 2014  

kaufen, wachsen viele Vermögen unver-

steuert über Generationen.  

• Diese Privilegierung der großen Vermögen 

setzt sich fort bei der Erbschaftssteuer. 
Der real gezahlte Durchschnittssteuersatz 

lag bei kleinen Vermögen bis 300.000 Euro 

über 13%, bei großen Erbschaften über 20 

Millionen Euro bei nur 1,5%.1 So bleiben 

die Wertzuwächse auch noch weitgehend 

erbschaftssteuerfrei. 

• Dazu kommt: Viele Wertsteigerungen sind 

keineswegs durch Gewinne entstanden, 

die versteuert wurden. So wachsen Im-
mobilien im Wert auch ohne dass Gewin-

ne thesauriert wurden oder dass in die 

Firma investiert wurde. Auch andere Fir-

men – wie zum Beispiel typischerweise In-

ternetkonzerne, Modelabels usw. erzielen 

häufig riesige Wertsteigerungen, ohne 

dass zuvor entsprechende Gewinne erzielt 

wurden. Diese Wertsteigerungen sind völ-

lig steuerfrei, unterliegen also weder der 

Unternehmenssteuer und – solange es 
nicht zum Verkauf kommt – auch nicht der 

Einkommenssteuer. 

 

 

Real gezahlter  
Durchschnittssteuersatz  
bei der Erbschaftssteuer:  
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Kasten 2: Instrumente der Steuervermeidung durch reiche Individuen 

Wohnsitzverlagerung: Diese Methode ist bekannt von einigen Schauspieler*innen und Sport-
ler*innen wie Michael Schumacher oder Boris Becker. Beliebt sind Steueroasen wie Monaco und 

bestimmte Orte in der Schweiz, die als Wohnsitz angegeben werden. Hält sich die Person jedoch 

weniger als 183 Tage im Jahr in Monaco auf, so ist die Methode nach deutschem Recht illegal. 

Wechsel der Staatsbürgerschaft: Diese Methode wird von Staatsbürger*innen der reichen Welt 

nicht genutzt, wohl aber von reichen Individuen aus Osteuropa oder Ländern des Globalen Süden, 

meist aus Gründen der Sicherheit, der Freizügigkeit und auch aus steuerlichen Gründen. Bekannte 

EU-Staaten, die ihre Staatsbürgerschaft verkaufen, sind Malta (für 650.000 Euro), Ungarn, Grie-

chenland, Zypern und Österreich.(i) 

Unterbringen von Geld in Steueroasen: Dies ist praktisch immer illegal, wurde aber bislang von 

deutschen Banken und Steuerberatern unterstützt und vermittelt. Während deutsche Staatsbür-
ger*innen ihr Geld aus Sicherheitsgründen meist in der Karibik unterbringen – aber auch die 

Schweiz und Liechtenstein waren lange attraktiv – so legen Multimillionäre aus den Südländern 

(Ölmagnaten aus Afrika oder Russland, Waffenhändler, Drogenhändler, aber auch Unternehmer 

aus instabilen Staaten) ihr Geld auch in Deutschland an. Das Vermögen von Ausländern im 

Deutschland beträgt geschätzte ca. 3 Billionen Euro.(ii) Da Deutschland die Heimatländer (außer der 

USA auf Grund des FACT Abkommens) nicht darüber informiert, liegt die Vermutung nahe, dass 

dieses Geld weitgehend unversteuert bleibt. Umgekehrt wird das in Steueroasen untergebrachte 

Vermögen deutscher Staatsbürger*innen auf über 400 Mrd. Euro geschätzt. (iii) 

*** 

(i) siehe Christian Rothenberg – 2014 
(ii) siehe Markus Meinzer – 2015  
(iii) siehe DSTG – 2013  
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C. Maßnahmen  
gegen Steuerver-
meidung und  
Steuerhinterziehung 
Die politische Agenda gegen Steuervermei-
dung wird von den OECD-Staaten dominiert. 

Eine angemessene Repräsentanz und Berück-

sichtigung der Interessen der Länder des Glo-

balen Südens erfordert, dass die Verhandlun-

gen im Rahmen der ECOSOC33 geführt werden 

oder die OECD in die UN eingegliedert wird.  

Im Folgenden werden die wesentlichen Maß-

nahmen, die in der Debatte um Steuervermei-

dung eine Rolle spielen, bewertet und der 

Stand ihrer Umsetzung beschrieben.  

I. Verbesserung der Steuerver-
waltung 

1. Ausbau der Steuerverwaltung  

In Deutschland ist die Finanzverwaltung Län-

dersache. Jedoch bestehen in dem System 
erhebliche Fehlanreize. Denn die Einnahmen 

bei den Gemeinschaftssteuern wie der Körper-

schaftssteuer und der Einkommenssteuer 

werden über den Länderfinanzausgleich auf 

alle Bundesländer aufgeteilt, wohingegen die 

Kosten für die Finanzbeamt*innen aber vom 

Land selbst getragen werden müssen. Somit 

besteht für die Länder kein Anreiz, mehr Steu-

erprüfer*innen einzustellen, selbst wenn diese 

erheblich mehr einspielen als sie kosten. 

Aus diesem Grunde wird immer wieder von 

Finanzpolitiker*innen und Expert*innen ge-

fordert, die Kosten für die Finanzämter beim 

Länderfinanzausgleich so zu neutralisieren, 

dass es keine Anreize mehr gibt, Personal ein-

                                                           

33 Der ECOSOC – der Wirtschafts- und Sozialrat der UN ist die u. 
a. für Steuerfragen zuständige Organisation der Vereinten 
Nationen. 

zusparen, obwohl dieses zu Steuermehrein-

nahmen führt. Allerdings konnte darüber nie 

eine Einigung erzielt werden.  

2. Bundessteuerverwaltung 

Die großen Konzernzentralen sind in wenigen 

Bundesländern wie Hessen und Bayern kon-

zentriert. Es gibt innerhalb der Konzerne eine 

Gewinnverschiebung weg von den Produkti-

ons- und Verkaufsstandorten und hin zu den 

Zentralen. Es gibt seit langem den Vorwurf, 
dass einige Länder bei „ihren“ Konzernen zu-

rückhaltend prüfen.  

Um das abzustellen, wäre es sinnvoll, eine 

echte Bundessteuerverwaltung einzurichten, 

die für die „großen“ Fälle zuständig ist – also 

für internationale Konzerne und Multimillionä-

re ab einer bestimmten Größenordnung. Diese 

würden dann bundeseinheitlich geprüft wer-

den. 

Das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) hat 
zwar mehr Kompetenzen bekommen und 

kann Prüfungen an sich ziehen. Es ist dafür 

aber nicht ausreichend ausgestattet, so dass 

eine Prüfung des BZSt nur in Ausnahmenfällen 

vorkommt. Eine Aufstockung und Stärkung 

scheitert an dem Unwillen der Länder und an 

der Finanzierung. Einzelne Finanzminister 

sprechen sich aber für eine gestärkte Bundess-

teuerverwaltung aus.  

3. Stärkung der Steuerverwal-

tung im globalen Süden 

Viele Staaten sind nicht in der Lage, eine wirk-

same Steuerverwaltung zu gewährleisten. Dies 

führt oft sogar dazu, dass Länder wie Deutsch-

land nicht bereit sind, Daten an diese zu 

übermitteln. Es würde deshalb Sinn machen, 

wenn die OECD-Staaten den globalen Süden 

mehr beim Aufbau von wirksamen Steuerver-

waltungen unterstützen und besser kooperie-

ren würden. 

Leider war dies bislang noch nicht Thema bei 

den internationalen Verhandlungen. Im Ge-

genteil wurden der Globale Süden und seine 

Forderungen weitgehend ausgeklammert. 
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II. Erhöhung der Transparenz 
Grundlage eines gerechten Steuersystems ist 

eine dafür geeignete Datenbasis und Transpa-

renz. Die klaren Aussagen für ein Unterneh-

mensregister, für länderbezogene Konzernbe-

richte (Country-by-Country-Reporting) und 

den automatischen Datenaustausch zu Finanz-

konten sind die wichtigsten Ergebnisse des 

BEPS-Prozesses. Leider sind die Details in den 

Empfehlungen unbefriedigend, weshalb um 
die Umsetzung in der EU und in Deutschland 

eine heftige politische Debatte entstanden ist.  

4. Unternehmensregister  

Ein Unternehmensregister ist wichtig, um Kor-

ruption, Geldwäsche und andere Finanzkrimi-

nalität zu bekämpfen und das Verstecken von 
Geldern in Briefkastenfirmen zu verhindern. 

Experten, NGOs und einige Politiker fordern 

seit langem die Einrichtung eines öffentlichen 

Unternehmensregisters. Dieses sollte im opti-

malen Fall die natürlichen Personen benen-

nen, die als Eigentümer, Berechtigte und/oder 

Begünstigte hinter einer Firma, einer Stiftung 

oder anderen juristischen Person stehen bzw. 

von dieser profitieren.  

Im BEPS-Action-Plan der OECD wird ein sol-

ches Register gefordert. Die EU-Kommission 

plant die Einführung im Rahmen der Verschär-

fung der Geldwäsche-Richtlinie verbindlich zu 

machen. Allerdings vertritt Deutschland die 

restriktive Position, dass das Register nur für 

„berechtigte“ Personen einsehbar sein soll. Es 

soll also nicht öffentlich zugänglich sein. Au-

ßerdem sollen nur die Besitzer in der 1. Stufe 

genannt werden – das können aber wieder 
Briefkastenfirmen sein. Andere Staaten wie 

Frankreich, Dänemark und die Niederlande, 

aber auch Großbritannien wollen ihre Register 

öffentlich machen.  

Sollte das Register wie von Deutschland gefor-

dert restriktiv umgesetzt werden, könnte es 

weiterhin unmöglich sein, dass NGOs, Journa-

list*innen und andere zivilgesellschaftliche 

Akteure eigene Recherchen durchführen kön-

nen, um Druck auf die Finanzbehörden auszu-
üben. Öffentlichkeit ist jedoch sehr wichtig, 

weil bisher alle großen Steuerskandale nicht 

durch die Steuerbehörden, sondern durch 

Whistleblower aus Banken oder Finanzämtern 

sowie die darauf folgende öffentliche Bericht-

erstattung aufgedeckt wurden.  

5. Automatischer Datenaus-

tausch  

Deutsche Bürger*innen haben mehrere hun-

dert Milliarden Euro auf ausländischen Konten, 

von denen die Steuerbehörden nichts wissen. 

Umgekehrt lagern geschätzt bis zu drei Billio-

nen Euro auf Konten in Deutschland, deren 

Inhaber im Ausland wohnen und daher in 

Deutschland nicht steuerpflichtig sind.  

Deswegen wird seit langem eine automatische 

Meldepflicht und Informationsaustausch (AIA) 

gefordert. Dies betrifft die Kontostände, Zins- 
und Dividendeneinnahmen sowie Verkaufser-

löse aus Finanzgeschäften von Auslandsbür-

gern. Nach dem Vorschlag der OECD sind ne-

ben Privatpersonen auch Strukturen wie Treu-

handgesellschaften oder Stiftungen betroffen. 

Diese Informationen werden gesammelt und 

einmal jährlich mit den jeweils zuständigen 

Finanzämtern ausgetauscht. Dieses System 

läuft praktisch auf eine Abschaffung oder Ein-
schränkung des Datenschutzes von Steuerda-

ten hinaus. Hier scheiden sich denn auch die 

Geister. Während NGOs wie Attac nach schwe-

dischem Vorbild das Steuergeheimnis ganz 

abschaffen wollen, lehnen Steueranwälte dies 

vehement ab.  

Die OECD hat bereits einen Vorschlag für einen 

automatischen Informationsaustausch erarbei-

tet (Common Reporting Standard).34 Es gibt 

jedoch immer noch zahllose Lücken. So wer-
den Konten von staatlichen Trägern (Diktato-

ren haben regelmäßig auch Konten von staatli-

chen Gesellschaften für Steuerhinterziehung 

genutzt), Finanzinstituten, Versicherungen, 

Rentenfonds oder Konten zur Immobilienfi-

nanzierung und Kreditkartenkonten nicht oder 

nur teilweise erfasst. Auch ist die Mindest-

summe von 250.000 US-Dollar zu hoch.  

                                                           

34 siehe OECD - 2014 
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Auch der deutsche Gesetzentwurf ist nicht 

ausreichend, da er genauso lückenhaft wie der 

OECD-Vorschlag ist. Nicht akzeptabel ist auch, 

dass Deutschland die Bedingungen für den 

Austausch so restriktiv formuliert, dass fast 
alle Länder des globalen Südens keine Daten 

bekommen sollen.35 

Nichtregierungsorganisationen fordern des-

halb, den Datenaustausch mit allen Staaten 

ohne Bedingungen durchzuführen. Wenn 

Staaten aufgrund ihrer noch nicht genügend 

ausgebauten Steuerverwaltung die Daten 

noch nicht liefern können, soll Deutschland 

auch einseitig Daten übermitteln.  

Die USA hat mit ihrem FATCA-Gesetz durchge-
setzt, dass alle Finanzinstitute weltweit der 

US-Steuerbehörde sämtliche Kontendaten von 

US-Bürgern und US-Firmen übermitteln müs-

sen. Tun sie das nicht, dann werden alle Über-

weisungen aus den USA mit einer Quellen-

steuer von 30% belegt, die nicht anrechenbar 

ist. Dies ist praktisch ein Ausschluss der Firmen 

und Banken vom US-Markt. Diese Drohung hat 

bewirkt, dass selbst die Schweizer Banken mit 

US-Finanzbehörden kooperieren. Allerdings ist 
nicht absehbar, ob die USA ihrerseits Daten an 

andere Staaten liefern werden. 

6. Länderbezogene Berichter-

stattung (Country-by-Country-

Reporting) 

Country-by-country-Reporting (CbCR) bedeu-

tet, dass jeder international tätige Konzern ab 

einer bestimmten Größe einen Bericht über 

seine Aktivitäten in allen Ländern, in denen er 

tätig ist, erstellen muss. Diese Berichte sollen 

den Finanzbehörden ermöglichen, abzuschät-

zen, wie das Verhältnis von wirtschaftlicher 

Aktivität und Steuerzahlungen in den einzel-

nen Ländern ist und ggf. die Verrechnungsprei-

se oder sonstigen Transaktionen dieser Kon-
zerne zu überprüfen. Auch die deutschen Fi-

nanzämter könnten dann erstmals abschätzen, 

was zum Beispiel US-Konzerne wie Apple, 

Amazon und Google oder auch Unternehmen 

                                                           

35 NWSG/WEED – 2015 

wie IKEA oder deutsche Konzerne wie EON, 

Bayer und VW in Deutschland tatsächlich ver-

dienen. 

Die OECD empfiehlt die Einführung der län-

derbezogenen Berichte. Sie sollen aber erst ab 
einer Mrd. US-Dollar Umsatz des Gesamtkon-

zerns vorgelegt werden. Die Berichte sollen 

Stammdaten für den Konzern und für alle 

Töchter und für jedes Land, in dem sie tätig ist, 

Kenndaten ausweisen. Dazu gehören Umsätze, 

Gewinne, Zinsen, Lizenz- und Patentgebühren, 

Abschreibungen, Investitionen, immaterielle 

Werte, Beschäftigte, Lohnkosten, geschuldete 

Steuern, gezahlte Steuern, usw.  

Die EU (und Deutschland) will dem Vorschlag 
im Prinzip folgen. Die Grenze für die Berichts-

pflicht soll bei 750 Mio. Euro Umsatz liegen. 

Sie will aber nur Daten für die EU-Staaten und 

einige sonstige Steueroasen erheben, der Rest 

kann pauschaliert ausgewiesen werden. Zu-

dem sollen die Daten nicht öffentlich, also nur 

für Finanzbehörden zugänglich sein. Im Übri-

gen hat die EU bereits öffentliche ver-

pflichtende CbCR für Banken und Rohstoffkon-

zerne eingeführt. Das Europaparlament und 
die Kommission haben sich mehrfach dafür 

ausgesprochen, dass die Berichte veröffent-

licht werden.36  

In den USA ist angesichts der Mehrheitsver-

hältnisse im Kongress allerdings absehbar, dass 

die USA keine Daten an Dritte weitergeben 

werden. Wichtig ist daher, dass Konzerne auch 

dann verpflichtet werden, die kompletten Da-

ten vorzulegen, wenn das Stammland des Kon-

zerns keine Daten erhebt und liefert. Einige 
Staaten wie Australien haben schon angekün-

digt, so vorzugehen.  

Ähnlich wie das Europaparlament fordern 

NGOs, dass die Berichte öffentlich sein sollen. 

Dann wären die Berichte einerseits für kriti-

sche Journalisten und NGOs einsehbar, ande-

rerseits wären sie auch für die Steuerbehör-

den aller Länder zugänglich. Gerade die Länder 

des globalen Südens würden dann erstmals 

abschätzen können, in wieweit internationale 

                                                           

36siehe Europäisches Parlament – 2015 und 2016 



Eine Zwischenbilanz nach Panama und BEPS 

17 
 

Konzerne ihrer Steuerpflicht nachkommen. 

Auch halten viele Kritiker die Grenze von eine 

Mrd. US-Dollar bzw. 750 Mio. Euro für viel zu 

hoch. Die Berichtspflicht sollte für alle Großbe-

triebe gelten. Nach EU-Standard hieße das ab 
40 Millionen Euro Umsatz.  

Als Grund für die Weigerung des BMF, die Be-

richte öffentlich zu machen, nennen Insider, 

dass deutsche Konzerne ihre Daten nicht in 

China und Indien offenlegen wollen, da sie 

befürchten, dann dort mehr Steuern zahlen zu 

müssen. Hauptbetroffener von dieser Restrik-

tion wäre wieder der globale Süden. Die Erfah-

rungen in allen Staaten zeigen immer wieder, 

dass ohne Öffentlichkeit nicht der erforderli-
che Druck auf die Steuerbehörden entsteht, 

sich gegen die Konzerne durchzusetzen. Der 

Einfluss der Konzerne auf Steuerbehörden und 

Regierungen ist fast überall so stark, dass die 

Steuerbehörden bestrebt sind, mit „ihren“ 

Konzernen Deals zu vereinbaren und Prozesse 

zu vermeiden.  

7. Weitere Maßnahmen zur Er-

höhung der Transparenz (Un-

ternehmenssteuern) 

Offenlegung von Steuervereinbarungen zwi-

schen Finanzämtern und Firmen (Tax Rulings) 

Üblicherweise vereinbaren große Unterneh-

men mit den Steuerbehörden individuelle 

Steuervereinbarungen (tax rulings, auch Steu-
ervorbescheide genannt) über die anzuwen-

denden Verrechnungspreise. Solche Abspra-

chen gibt es in vielfältigen Formen. Im Rah-

men des Lux-Leaks-Skandals sind über 500 oft 

auch EU-Recht-widrige Absprachen bekannt 

geworden, die z. T. von den Unternehmensbe-

ratungen ihren Kunden als komplette Steuer-

vermeidungspakete verkauft wurden.  

Das EU-Parlament und die Kommission haben 

deshalb eine Veröffentlichung aller Steuervor-
bescheide (tax rulings) gefordert. NGOs for-

dern dementsprechend eine automatische 

Erfassung aller Vorabvereinbarungen zwischen 

Finanzämtern und Unternehmen in einer Datei 

der EU, deren Daten anonymisiert öffentlich 

zugänglich sind.  

Auch in den USA wurde der öffentliche Zugang 

(anonymisiert) zu allen Vereinbarungen („pri-

vate letter rulings“) auf Grund des Informati-

onsfreiheitsgesetzes bereits 1977 vor Gericht 

durchgesetzt.  

Leider sieht jedoch die Empfehlung der OECD 

keine Offenlegung vor, sondern lediglich einen 

„spontanen Austausch“ von Informationen. 

Das wird kaum etwas bewirken. In Deutsch-

land haben nicht einmal die Finanzbehörden 

der Länder einen Überblick über die zahllosen 

Vereinbarungen. 

Der EU-Ministerrat hat nun beschlossen, dass 

die Tax Rulings zwar in Zukunft automatisch 

zwischen den Finanzbehörden der Mitglieds-
staaten ausgetauscht, jedoch nicht veröffent-

licht werden sollen. Nicht einmal die EU-

Kommission soll informiert werden. Offen-

sichtlich befürchten die Staaten, dass die EU 

gegen Verstöße wie im Falle Luxemburg-Leaks 

vorgeht. 

Es ist bekannt, dass insbesondere Bundeslän-

der, die Standort zahlreicher Konzernzentralen 

sind (Hessen, Bayern), Vereinbarungen mit 

internationalen Konzernen haben, die ihre 
Gewinne pauschal in Frankfurt bzw. München 

versteuern. Die Betrogenen sind u. a. die neu-

en Bundesländer, die nur halb so viel Unter-

nehmenssteuern bekommen, als aufgrund 

ihres Bruttoinlandproduktes zu erwarten wäre.  

Untersuchung und Offenlegung von Steu-

erstrategien  

Es gibt in Deutschland keine Untersuchungen 

über die Steuerstrategien von internationalen 

Unternehmen, von reichen Privatpersonen 
und auch nicht über die Finanzierungsmetho-

den von kriminellen Organisationen. Deswe-

gen kann auch nicht systematisch darauf rea-

giert werden. In den USA werden dagegen die 

Steuerstrategien von Firmen systematisch 

erforscht. Grundlage dafür ist das Informati-

onsfreiheitsgesetz von 1972, dass es der For-

schung ermöglicht, auf alle Daten zumindest 

anonymisiert zuzugreifen.  

Hauptgrund ist nicht nur das Fehlen einer ent-
sprechenden Einrichtung, sondern die syste-

matische Geheimhaltung und Nichtveröffentli-
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chung von Daten, Vereinbarungen und Ge-

richtsurteilen (ähnlich wie in der oft geschol-

tenen Schweiz), die stets mit dem Steuerge-

heimnis und Schutz von Privatinteressen be-

gründet ist.  

Die OECD hat dieses Thema in ihrem Action-

Plan aufgegriffen und empfiehlt die Offenle-

gung von Steuerplanungsmodellen von inter-

nationalen Konzernen. Auch die EU-

Kommission hat vorgeschlagen, dass Firmen 

verpflichtet sind, ihre Steuerstrategien offen-

zulegen. Die Daten sollen jedoch vertraulich an 

die Behörden geliefert werden.  

Nach Einschätzung des Tax Justice Network 

dürfte dieses Vorhaben jedoch wirkungslos 
bleiben, selbst wenn die Konzerne relevante 

Informationen liefern, was aber ohne relevan-

te Strafandrohung unwahrscheinlich ist. Eine 

unabhängige wissenschaftliche Forschung zu 

Steuervermeidungsstrategien kann ohne öf-

fentliche Daten nicht entstehen. Und kritische 

Journalisten und NGOs bleiben so ebenfalls 

außen vor. So bleibt die kritische Öffentlichkeit 

auch in Zukunft auf Whistleblower (also Mit-

arbeiter, die das interne Wissen weitergeben) 
angewiesen.  

Sinnvoll wäre es deshalb, wenn die Daten – 

soweit erforderlich anonymisiert – veröffent-

licht würden. Darüber hinaus sollte die EU 

oder Deutschland eine Agentur einrichten, die 

die Steuerstrategien von internationalen Un-

ternehmen, Banken und reichen Privatperso-

nen sowie die Finanzierungsmethoden von 

kriminellen Organisationen untersucht, damit 

die Politik darauf zeitnah reagieren kann. Diese 
Agentur sollte einen unabhängigen Status wie 

Gerichte haben und selbstständig gezielte 

Untersuchungen unter Zuhilfenahme der 

Staatsanwaltschaft und der Steuerfahndung 

durchführen können.  

Erhöhung der Transparenz (Steuervermeidung 

von reichen Individuen)  

Grundlage jedes politischen Diskurses ist eine 

Offenlegung der Fakten. Eine Aufhebung des 

Steuergeheimnisses wie in Schweden könnte 
daher die Debatte über Steuergerechtigkeit 

neu beleben.  

Aber auch nur rein statistische Daten wären 

ein erheblicher Fortschritt. Während Frank-

reich seit der Revolution lückenlos vollständige 

Steuerdaten für Einkommenssteuern und 

Vermögenssteuern erhebt, gibt es in Deutsch-
land keine aggregierte Einkommensstatistik. 

Und die Vermögensverhältnisse werden seit 

der Abschaffung der Vermögenssteuern nicht 

einmal mehr erfasst.   

III. Weiterentwicklung des Steuer-
strafrecht  

Steuervermeidung und Hinterziehung dürfen 

sich nicht mehr lohnen. Deutschland hat im 

internationalen Vergleich ein für Kriminelle, 

Potentaten und Steuerbetrüger geradezu er-

freuliches Steuerstrafrecht. Während in den 
USA und Großbritannien sogar Milliardenstra-

fen verhängt wurden und man in Großbritan-

nien für Beihilfe zur Steuerhinterziehung und 

Geldwäsche ins Gefängnis kommen kann, sind 

viele Steuervergehen in Deutschland immer 

noch Kavaliersdelikte.  

8. Individualstrafrecht 

Straftaten in Verbindung mit Steuerdelikten 

werden in Deutschland immer noch als Kava-

liersdelikte eingestuft. Andere Staaten haben 

wesentlich stärkere Regelungen. So drohen in 

Frankreich, Großbritannien und auch Singapur 

Bankern sogar Gefängnisstrafen, wenn sie 

wissentlich Gelder aus ausländischer Steuer-
hinterziehung annehmen bzw. verwalten.  

Auch das Gesetz zur Umsetzung der Geldwä-

scherichtlinie der EU sah ursprünglich eine 

geradezu lächerliche Höchststrafe von 5000 

Euro vor, die dann auf 50.000 Euro erhöht 

wurde. Aber auch eine Strafe von maximal 

50.000 Euro ist viel zu gering. Sie kann dem 

betreffenden Angestellten leicht von seiner 

Bank am Jahresende mit einem Bonus vergü-

tet werden, wenn die Bank Dank der Annahme 
dieser Gelder Millionen Gewinne gemacht hat.  

Mittlerweile haben NGOs und andere Kritiker 

wie der Bund der Kriminalbeamten eine Reihe 

von Vorschlägen erarbeitet: 
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• Die Höhe der Strafandrohung bei Steuer-
straftaten sollte künftig in Relation zu 

den erzielten Gewinnen bzw. der erziel-

ten Steuervermeidung stehen sollte.  

• Es muss auch eine Strafandrohung gegen 
leitende Angestellte von Banken, Bera-

tungsfirmen oder anderen Firmen geben, 

die selbst oder über ihre Tochterunter-

nehmen illegale Geschäftsbeziehungen 

pflegen oder unterstützen, stillschwei-

gend tolerieren und die Steuerbehörden 

über bekannt gewordene Vorgänge nicht 

informieren.  

• Die Verjährungsfrist bei Steuerstraftaten 

soll erst mit der Erklärung der zu versteu-

erbaren Vermögen bzw. Einkommen be-

ginnen. Dann kann die Verjährungsfrist 

nicht ablaufen, bevor die Steuerhinter-

ziehung überhaupt entdeckt wurde.  

• Alle Urteile und Deals (Einstellung des 
Verfahrens gegen Bußgeldzahlung usw.) 

in Steuerstraftaten sollen veröffentlicht 

und statistisch erfasst werden. 

• Und schließlich sollte die Spezifizierung 
des Strafrechts und die Ausstattung der 
Gerichte so weiterentwickelt werden, 

dass es nicht regelmäßig zu Deals zwi-

schen den Steuerbehörden und Beschul-

digten kommt. 

Die genannten Forderungen sind schon mehr-

fach Gegenstand von Gesetzesinitiativen ge-

wesen, ohne dass es bislang gelang, befriedi-

gende Regelungen zu treffen.  

9. Unternehmensstrafrecht 

Deutschland hat kein Unternehmensstrafrecht. 

Es muss immer die individuelle Schuld eines 

Mitarbeiters nachgewiesen werden. Damit 

steht Deutschland ziemlich allein da. Die meis-

ten europäischen und außereuropäischen 

Staaten haben ein Unternehmensstrafrecht, 

bei dem Unternehmen für das Handeln von 

Mitarbeitern haften. In den USA wurde zum 

Beispiel gegen die HSBC-Bank eine Unterneh-

mensstrafe von 1,9 Mrd. US-Dollar verhängt 

wegen „durch und durch versauter Unterneh-

menskultur“ (pervasively polluted culture).37 

Das Land Nordrhein-Westfalen hat 2013 dazu 

einen Gesetzentwurf eingebracht, der die Ein-

führung eines Unternehmensstrafrechtes vor-
sieht bei Delikten, die mit Steuervermeidung, 

Schwarzgeld und Geldwäsche zu tun haben. 

Als härteste Strafe wird sogar die Auflösung 

von Unternehmen angedroht. 

Es gibt allerdings bei liberalen Juristen und 

NGOs in Deutschland keine einhellige Position 

dazu. Oft wird darauf verwiesen, dass hohe 

Strafzahlungen auch im Ordnungswidrigkeiten-

recht möglich sind. Zudem ist der Begriff Straf-

recht in anderen Ländern nicht mit dem in 
Deutschland identisch. 

10. Whistleblower-Gesetz 

Whistleblower – also Informanten aus illegal 

operierenden Unternehmen oder aus staatli-

chen Behörden – haben bei fast allen großen 
Steuerskandalen eine entscheidende Rolle 

gespielt. Nach der geltenden Rechtslage kam 

es aber in den seltensten Fällen zu Anklagen 

gegen die für die Steuerhinterziehung verant-

wortlichen Angestellten der Banken bzw. Fir-

men. Dagegen wurde in den meisten Fällen 

Anklage gegen die Informanten erhoben – die 

zudem ihren Job verloren und de facto mit 

Berufsverbot in der gesamten Branche belegt 

waren. Dabei muss man grundsätzlich unter-
scheiden zwischen Whistleblowing von Staats-

bediensteten und Whistleblowern aus der 

Privatwirtschaft. 

Deshalb wird immer wieder ein Whistleblo-

wer-Gesetz gefordert, das die Weitergabe von 

Insiderinformationen, Firmen- und Verwal-

tungsdaten straffrei stellt, wenn dadurch Straf-

taten und Steuerhinterziehung aufgedeckt 

werden. Es sollte auch die Personen vor Re-

pressalien schützen und Entschädigungsregeln 
beinhalten – und zwar sowohl für Selbständi-

ge, Angestellte von Banken, Beratungsfirmen 

usw. wie auch für Beschäftigte beim Staat.  

                                                           

37 so zitiert Reuters den Bericht des US-Senats - siehe Süddeut-
sche Zeitung – 2012  
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In den USA gibt es durch höchstrichterliche 

Entscheidungen und den Whistleblower Pro-

tection Act, der infolge der Vietnam-

Enthüllungen und der Watergate-Affaire ver-

abschiedet wurde, einen rechtlichen Schutz 
von Whistleblowern in öffentlichen Behörden 

und sogar großzügige Entschädigungsregeln. In 

der Praxis kommt es aber immer wieder zu 

Anklagen und auch Verurteilungen wegen 

Geheimnisverrats, unter Präsident Obama soll 

dies sogar zugenommen haben. Die weitest 

gehende Regelung gibt es in Schweden. Dort 

haben Staatsbedienstete das Recht, Journalis-

ten über alle Interna der Regierung zu infor-

mieren – dürfen aber keine Dokumente wei-
tergeben. Diese können aber aufgrund des 

Informationsfreiheitsgesetzes stets angefor-

dert werden.  

In Deutschland gab es mehrere Entwürfe für 

ein Informantenschutzgesetz, die aber im 

Bundestag stets abgelehnt wurden. Die Bun-

desregierung ist jedoch der Auffassung, dass 

Behördenmitarbeiter auch nach der geltenden 

Rechtslage Schutz genießen, wenn sie Strafta-

ten enthüllen.  

Scharf kritisiert wird in diesem Zusammenhang 

die geplante EU-Richtlinie zum Schutz von 
Geschäftsgeheimnissen. Sie wäre nach Auffas-

sung von NGOs ein Schritt zurück und würde 

die Situation von Whistleblowern in der Wirt-

schaft sogar noch verschlechtern. 

IV. Weiterentwicklung der Unter-
nehmensbesteuerung 

Durch den Dumpingwettbewerb in der EU 

entwickelte sich die Mehrheit der EU-Staaten 
zu Niedrigsteuergebieten. In Deutschland wer-

den kleine Unternehmen faktisch deutlich 

höher besteuert als internationale Konzerne, 

die Gewinne in Niedrigsteuerplätze verschie-

ben können und Verluste leichter abschreiben 

können.38  

In diesem Abschnitt werden zunächst die 

Maßnahmen des BEPS-Plans der OECD disku-

                                                           

38 siehe Stefan Bach – 2013 

tiert. Eine grundsätzliche Lösung der Probleme 

der Unternehmensbesteuerung erfordert aber 

nach Auffassung des Tax Justice Network und 

anderer Experten allerdings eine Änderung des 

Systems: Ein Übergang zur Gesamtkonzernbe-
steuerung (Maßnahme 14) in Verbindung mit 

Mindeststeuersätzen (Maßnahme 13). 

11. Maßnahmen gegen Steuer-

vermeidung und Gewinnver-

schiebung (BEPS-Action-Plan) 

Hier werden zunächst die wichtigsten Maß-
nahmen beschrieben, die im Rahmen des 

BEPS-Action-Plan in der OECD diskutiert wur-

den.  

a) Kontrolle der Verrechnungspreise 

(Transfer Pricing) 

Firmeninterne Geschäfte machen geschätzt 

über die Hälfte des Welthandels aus. Nach 

Einschätzung der OECD ist die Manipulation 

der Verrechnungspreise für die internen Ge-

schäfte zwischen Konzerntöchtern von inter-
nationalen Konzernen das wichtigste Instru-

ment der Gewinnverschiebung in Niedrigsteu-

erländer. Deshalb ist die korrekte Bestimmung 

der Verrechnungspreise durch die Finanzbe-

hörden ein zentraler Punkt bei der Bekämp-

fung der Steuervermeidung.  

Bislang erfolgt die Bestimmung der Verrech-

nungspreise auf Grundlage der Verrechnungs-

preisrichtlinien (VPR) der OECD.39 Sie basieren 
auf dem „Fremdvergleichsprinzip“ (englisch: 

arm`s-length-principle – ALP), nachdem der 

Preis so sein sollte, als würden zwei fremde 

Firmen untereinander handeln. Ergänzend gibt 

es Empfehlungen der UNCTAD, die bemüht 

sind, stärker die Interessen des globalen Sü-

dens mit einzubeziehen. 

Praktisch sind „korrekte“ Verrechnungspreise 

aber kaum feststellbar.40 Für die meisten Zwi-

schenprodukte gibt es keinen Markt für ver-
gleichbare Waren. Noch schwieriger ist es, den 

korrekten Preis für Dienstleistungen, Versiche-

                                                           

39 siehe OECD – 2011  
40 siehe RSM Bird Cameron – 2013 
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rungen, immaterielle Werte (Patente, Label, 

Logos, Produktnamen) sowie Management-

leistungen zu bewerten. Deswegen ist die Fest-

legung von Verrechnungspreisen oft auch Ge-

genstand von Vereinbarungen zwischen Fi-
nanzämtern und Unternehmen (siehe oben 

unter „tax rulings“ - Maßnahme 7a).  

Im Action Plan der OECD wird eine Überarbei-

tung der VPR empfohlen. Dabei sollen insbe-

sondere die Bewertung und die Allokation von 

immateriellen Werten und von Geschäftsrisi-

ken und Versicherungen besser geregelt wer-

den.  

Die OECD empfiehlt auch, dass konstruierte 

Geschäfte und Pseudodienstleistungen, die 
nur aus Steuersparzwecken erfolgen, nicht 

mehr anerkannt werden sollen.  

Dies betrifft in besonderer Weise den globalen 

Süden, in dem oft durch fingierte Rohstofflie-

ferungen an Steueroasen und fingierte kon-

zerninterne Dienstleistungen erhebliche Teile 

der Gewinne der Besteuerung entzogen wer-

den. Um diese Praxis beenden zu können 

brauchen insbesondere die Länder des Globa-

len Südens aber genau diese Konzerndaten 
und Informationen zu den Finanzströmen – 

also öffentliche Berichte (siehe Maßnahmen 6 

und 7a). 

Allerdings gehen Experten davon aus, dass die 

Überarbeitung der Verrechnungspreisrichtlinie 

nur begrenzte Wirkung haben wird. Das grund-

legende Problem der Verrechnungspreise wird 

daher von der OECD nicht angegangen. Nach 

Auffassung des TJN und von Attac ist dies nur 

durch die Einführung der Gesamtkonzernsteu-
er möglich (siehe unten unter Maßnahme 13). 

b) Zinsen und Lizenzen, Treaty Shopping, 

Controlled Foreign Companies (CFC), 

Hybrid Arrangements  

Erhebliche Gewinnverschiebungen erfolgen 

durch die Zahlung von Zinsen, Lizenzgebühren, 

Franchisinggebühren, Patentgebühren usw. an 

Tochterunternehmen des gleichen Konzerns in 

Niedrigsteuerländern.  

Da diese Gewinnübertragungen innerhalb 
eines Konzerns in verschiedenen Staaten ein-

geschränkt werden, entwickeln Steuerbera-

tungsfirmen komplexe Transaktionsmodelle, 

die erlauben, dass Gewinne verschoben wer-

den können, ohne dass Steuern anfallen. 

Dazu werden oft Firmen genutzt, die nicht 

zum Konzern gehören, aber auf andere Weise 
mit diesem verbunden oder von diesem kon-

trolliert werden (Controlled Foreign Compa-

nies – CFC – häufig Briefkastenfirmen). Dabei 

werden auch Unterschiede in der rechtlichen 

Bewertung in unterschiedlichen Ländern ge-

nutzt (Hybrid Arrangements). Genutzt werden 

ebenso Lücken in den Doppelbesteuerungsab-

kommen, die z. T. bewusst so gestaltet wur-

den, dass Geldtransfers über mehrere Steuer-

oasen zur Steuerfreiheit führen (Treaty Shop-
ping).  

Die OECD hat im Action Plan eine Reihe von 

zusätzlichen Regeln vorgeschlagen. Nach Ein-

schätzung des Tax Justice Network machen 

diese jedoch alles noch komplexer und wer-

den lediglich zu noch komplexeren Steuerge-

staltungsstrategien führen. 

Auch sind alle Empfehlungen der OECD zu den 

hybriden Rechtskonstruktionen, zu Zinszahlun-

gen und anderen Finanzierungskosten unver-
bindliche Empfehlungen.  

Eine wirksame Maßnahme, die auch unilateral 

von einem Land wie Deutschland durchgesetzt 

werden kann, wäre die generelle Einführung 

von Quellensteuern auf Gewinntransfers (Zin-

sen, Lizenz- und andere Gebühren usw.) ins 

Ausland. Dabei können nachgewiesene Steu-

erzahlungen im Ausland gegengerechnet wer-

den.  

Die Richtlinien der EU haben die Einführung 
von Quellensteuern durch die Mitgliedsländer 

jedoch bislang stark eingeschränkt. Bei der 

neuen EU-Richtlinie zur Bekämpfung von 

Steuervermeidung hat sich Deutschland 

durchgesetzt, so dass weiterhin 30% der Ge-

winne in Form von Zinsen steuerfrei ins Aus-

land transferiert werden können. So kann zum 

Beispiel IKEA große Teile der Gewinne durch 

die Kombination von Überweisungen mit Hilfe 

von Verrechnungspreisen, Zinsen und Lizenz-
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gebühren ins Ausland transferierten. 41 Das ist 

enttäuschend, da die EU-Kommission zunächst 

nur noch 10% steuerfreie Zins-Überweisungen 

zulassen wollte.  

c) Betriebsstättenregelung und Internet-

Handel 

Viele Internationalen Konzerne zahlen in 

Deutschland und anderen Staaten weder Um-

satz- noch Unternehmenssteuern, da sie hier 

bzw. dort keine Betriebsstätten42 haben. Das 

gilt besonders für den wachsenden Internet-

Handel, da bislang der Standort des Internet-

Servers als Firmenstandort gilt. Bekanntester 

Fall dafür ist Amazon.  

Nach den bisherigen Regeln gelten auch Aus-
lieferungslager und Agenturen43 nicht als Be-

triebsstätten, solange sie selbst keine Geschäf-

te tätigen, sondern nur Waren ausliefern bzw. 

Geschäfte vermitteln. Besonders betroffen 

davon sind nicht nur Bund, Länder und beson-

ders die Kommunen, die keine Erwerbssteuern 

bekommen, sondern auch die kleinen und 

mittleren ortsansässigen Unternehmen, die 

volle Steuern zahlen und so benachteiligt sind.  

Die OECD schlägt nun für Internet-Geschäfte 
vor, dass die Umsatzsteuer künftig am Stand-

ort der Kunden fällig wird. Bezüglich der Un-

ternehmenssteuer kam keine Einigung zustan-

de. Außerdem sollen die Kriterien für Betriebs-

stätten enger gefasst werden. Auslieferungsla-

ger können künftig als Betriebsstätten einge-

stuft werden. Die Umsetzung wird jedoch den 

Nationalstaaten überlassen. 

Sinnvoll wäre es, die Umsätze bei Internet-

Geschäften grundsätzlich dem Wohnort der 
Kunden zuzurechnen und dort zu versteuern 

(gesamte Umsatz-Steuer und anteilige Unter-

nehmenssteuer), um gleiche Bedingungen mit 

dem örtlichen Einzelhandel zu schaffen. Die 

Umsätze von Agenturen sollten dem Standort 

                                                           

41 siehe Karl-Martin Hentschel – 2013  
42 „Betriebsstätte“ ist hier benutzt als die Übersetzung von 

„Permanent Establishment“ – es geht darum, ob ein Büro, ein 
Lager oder eine sonstige Arbeitsstätte als Betrieb gilt und damit 

steuerpflichtig wird. 
43 Der Fachausdruck für eine Agentur, die nicht Betriebsstätte 
ist, weil sie nur Geschäfte vermittelt, lautet „Commissionnaire“. 

der Agentur zugerechnet und dort versteuert 

werden. Deutschland hat bis zuletzt eine Än-

derung bei der Definition von Betriebsstätten 

abgelehnt, da die deutschen Exportfirmen 

davon im Ausland häufig ihrerseits profitieren. 

Noch ist deshalb unklar, ob sich etwas ändert. 

Amazon hat immerhin angekündigt, der Kon-

zern wolle in Zukunft in Deutschland Steuern 

zahlen.44  

d) Doppelbesteuerungsabkommen 

Um die Probleme, die durch die unterschiedli-

chen nationalen Steuergesetze entstehen, zu 

lösen, schließen Staaten in der Regel bilaterale 

Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) ab. 

Ursprünglich sollten sie eine doppelte Besteu-
erung des Gewinns in zwei Staaten vermeiden. 

Immer mehr wurden sie jedoch dazu genutzt, 

gar keine Steuern mehr zu bezahlen (doppelte 

Nichtbesteuerung).  

Die vorgeschlagenen Maßnahmen der OECD 

erfordern eine weltweite Anpassung von über 

3000 bilateralen DBAs. Um das zu vereinfa-

chen, wurde ein internationaler Vertrag vorge-

schlagen, durch den einige Regeln dann pau-

schal in allen Verträgen neu gefasst werden.  

Ausdruck der Hilflosigkeit der OECD ist die 

Empfehlung, in die Doppelbesteuerungsab-

kommen künftig eine Anti-Missbrauch-Regel 
einzufügen. Diese Regel soll es erlauben von 

den vereinbarten Regeln abzuweichen und die 

Steuerfreistellung zu versagen, wenn ein Miss-

brauch durch Nutzung von Lücken (z. B. hybrid 

arrangements, treaty shopping) festgestellt 

wird. Dieser Vorschlag wird in der Praxis aller-

dings wenig bewirken, da meist Schwierigkei-
ten bestehen, diese Lücken nachzuweisen. 

  

                                                           

44 siehe ZEIT-ONLINE – 2015. Allerdings werden mehrere neue 
Auslieferungslager für Zentraleuropa jetzt in Polen gebaut. 
Siehe Klaus Brill – 2014  
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12. Mindeststeuersätze und Pa-

tent-Boxen 

Die Einführung von Mindeststeuersätzen wäre 

eine der wichtigsten Maßnahmen zur Begren-

zung des Steuerwettbewerbs – und zwar völlig 

unabhängig davon, ob es sich um Steueroasen 
handelt oder nur um Dumpingangebote, um 

Investitionen anzulocken. Leider war dies je-

doch nicht Thema in den Beratungen für den 

BEPS-Aktionsplan der OECD.  

Seit 1980 sind weltweit die Unternehmens-

steuern deutlich gesunken. Die EU-Staaten 

sind nicht nur Betroffene, sondern sogar 

Haupttreiber des weitweiten Unternehmens-

steuersenkungswettbewerbes. Einige EU-

Staaten werben mit Steuersätzen von 0% (Est-
land), 10% (Bulgarien) oder 12,5% (Irland). 

Andere bieten Sonderregeln an: Dazu gehören 

u. a. Sondersteuersätze für innovative Firmen 

– man spricht dann von Patentboxen oder 

Innovationsboxen. So beträgt der Steuersatz 

für eine Patentbox in Luxemburg 5,9% und in 

den Niederlanden nur 5%. Weitere Steuersen-

kungen wurden angekündigt. 

Während Deutschland nach dem 2. Weltkrieg 
über Jahrzehnte ein Hochsteuerland war, liegt 

der Steuersatz jetzt bei nominal durchschnitt-

lich 30%. Der reale Steuersatz für internationa-

le Konzerne dürfte aber wohl nur die Hälfte 

davon sein.  

Die USA und Japan haben dagegen immer 

noch Steuersätze von über 35%. Allerdings gibt 

es auch dort Schlupflöcher. Insbesondere die 

Gewinne, die US-Konzerne in Europa erwirt-

schaften, landen überwiegend in Steueroasen 
wie den Bermudas und den britischen Virgin 

Islands. 

Um den Steuersenkungswettbewerb zu been-

den, wird immer wieder die Einführung von 

Mindeststeuersätzen für Unternehmenssteu-

ern in der EU diskutiert. Nach einem Vorschlag 

von Attac sollten die Mindeststeuersätze nach 

BIP/Kopf differenziert werden, was den ärme-

ren Ländern mehr Spielraum geben würde. Sie 

sollten aber auf keinen Fall die Untergrenze 
von 20% unterschreiten.  

Während Mindeststeuersätze nicht Thema im 

BEPS-Prozess war, wurden aber die Abschaf-

fung von Sondersteuersätzen wie Patentbo-

xen diskutiert. Im Action Plan einigten sich die 

Staaten darauf, dass Patent-Boxen und Inno-
vationsboxen künftig nicht mehr für die ganze 

Firma gelten, sondern nur noch für jene Abtei-

lungen, die tatsächlich Forschung und Entwick-

lung betreiben (nexus-approach). Wenn das 

funktioniert, wäre es als Erfolg zu werten. 

13. Gesamtkonzernsteuer  

(Unitary Taxation) 

Grundsätzlich sind sich die Experten der OECD, 

Politiker und NGOs einig: Gewinne sollen dort 

besteuert werden, wo sie erwirtschaftet wer-

den.45 Viele Fachleute halten aber das bisheri-
ge System der Unternehmenssteuern für dafür 

ungeeignet, da es jeden Betrieb einzeln be-

steuert. Vorgeschlagen wird deshalb die Ge-

samtkonzernbesteuerung (Unitary Taxation - 

UT).46 

Das Konzept der Gesamtkonzernbesteuerung 

bedeutet, dass jede Firma eine weltweite 

(bzw. europaweite) Bilanz erstellen muss. Auf-

grund der realen Tätigkeiten in den einzelnen 
Ländern (Umsatz, Personal, Investitionen) 

werden die Gewinne auf die Länder verteilt 

(formula apportionment) und dort besteuert. 

Steueroasen, in denen keine echte wirtschaft-

liche Tätigkeit stattfindet, gehen dann natür-

lich leer aus. 

National wird die Gesamtkonzernbesteuerung 

in den USA, Kanada, Schweiz u. a. seit langem 

eingesetzt, um die Gewinnverschiebung zwi-

schen den Bundesstaaten mit unterschiedli-
chen Steuersätzen zu verhindern.47 

Oft wird behauptet, dass die Gesamtkonzern-

steuer international nur durch ein weltweites 

Agreement aller Staaten eingeführt werden 

kann. Das ist jedoch falsch. Deutschland oder 

die EU könnten sie einseitig anstelle der heuti-

gen Regeln setzen.48 Natürlich müssen dazu 

                                                           

45 Angel Gurria – 2013  

46 siehe Sol Picciotto – 2012  
47 siehe European Commission – 2005 
48 siehe Sol Picciotto – 2012, Karl-Martin Hentschel – 2015  
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die bisherigen Verträge geändert werden, die 

aber in der Regel bereits entsprechende Klau-

seln für den Fall, dass das nationale Steuer-

recht sich ändern, beinhalten. 

Bei den BEPS-Verhandlungen war die Gesamt-
konzernbesteuerung jedoch - entgegen der 

Forderung von China - von Anfang an ausge-

klammert. Trotzdem gibt es bei einigen Steu-

erexperten in der OECD dafür erhebliche Sym-

pathien, was in einigen Dokumenten durch-

klingt.49  

Das EU-Parlament hat bereits 2001 die Kom-

mission beauftragt, eine Richtlinie zu erarbei-

ten. Die Kommission hat nach 10-jähriger Ar-

beit und intensiver Begleitforschung 2011 eine 
Richtlinie für eine Gesamtkonzernsteuer 

(GKKB-Richtlinie, englisch CCCTB) vorgelegt.50 

Bislang wird die Richtlinie im Ministerrat blo-

ckiert, auch von Deutschland. Nach zwei er-

neuten Resolutionen des EP für die Richtlinie 

in 2015 51 hat die Kommission erneut eine 

Initiative angekündigt und fordert nun, anders 

als zuvor, die Einführung der Gesamtkonzern-

besteuerung nicht mehr freiwillig, sondern 

verpflichtend für alle Konzerne. Allerdings soll 
sie sich nur auf die Aktivitäten in der EU be-

ziehen. Es gibt jedoch auch Bestrebungen, die 

Möglichkeit, Verluste innerhalb der EU zu ver-

rechnen, vorzuziehen. Das wäre ein neues 

Steuergeschenk in Milliardenhöhe.  

NGOs wie TJN und Attac begrüßen die GKKB-

Richtlinie, fordern allerdings, dass die Steuer-

basis nicht nur eine Bilanz für die EU, sondern 

eine weltweite Bilanz sein soll (wie bei der 

länderbezogenen Berichterstattung – siehe 
Maßnahme 6), damit auch Umsätze und Ge-

winne in Steueroasen außerhalb der EU be-

rücksichtigt werden.  

Damit Investitionen in Nicht-EU-Ländern nicht 

zur Steuerfreistellung führen, schlägt die 

                                                           

49 siehe OECD – 2016  

50 siehe Dr. Norbert Herzig - 2012 
51 Die Voten fielen mit einer 4/5-Mehrheit sehr stark aus. Alle 

Fraktion einschließlich der EVP (zu der die CDU gehört) stimm-
ten dafür, nur die Liberalen, die Rechtsradikalen und die EU-
Gegner stimmten dagegen – siehe Europäisches Parlament 2015 

Kommission eine ergänzende Kapital-Export-
Steuer vor (siehe auch unter Punkt 15). 

Das deutsche Finanzministerium bekennt sich 

verbal zu GKKB, will aber das entscheidende 

Element „formula apportionment“ verhindern. 
Was Finanzminister Schäuble statt dessen will, 

bleibt bislang unerfindlich. Immerhin bekennt 

die große Koalition sich im Koalitionsvertrag zu 

der Einführung einer einheitlichen europäi-
schen Bilanz (GKB) ohne Gesamtkonzernbe-

steuerung.  

14.  Weitere Vorschläge zur Un-

ternehmensbesteuerung 

Es gibt noch eine Reihe von Vorschlägen zum 

Thema der Unternehmensbesteuerung, die 

bislang im Rahmen der internationalen Ver-
handlungen (fast) keine Rolle gespielt haben. 

Einige wichtige und interessante Ansätze sol-

len hier kurz dargestellt werden. 

• Progressive Besteuerung aller Betriebe 

nach der Größe des absoluten Gewinns. In 

einigen Staaten zahlen Kleinbetriebe auch 

heute schon weniger.52Da die Gewinnquo-

te tendenziell mit der Unternehmensgrö-
ße wächst, ist eine progressive Unterneh-

mensbesteuerung ähnlich wie die progres-

sive Einkommensbesteuerung auf Grund 

des Leistungsprinzips angebracht.53 

• Abschaffung der Personengesellschaften 

(Duales Steuersystem wie in Skandinavi-

en): Alle Firmen werden einheitlich wie 

Kapitalgesellschaften versteuert. Selb-

ständige zahlen sich dann selbst ein an-
gemessenes Gehalt – das ist ihr privates 

Einkommen. Der restliche Überschuss ist 

der Gewinn der Firma. 

                                                           

52 Rabatte bei der Unternehmenssteuer für Kleinbetriebe gibt 
es bereits in Litauen, Portugal, Spanien, Ungarn und den USA – 
siehe Wikipedia: Körperschaftssteuer 

53 Dieser Vorschlag wurde im Netzwerk Steuergerechtigkeit im 
Zusammenhang mit der Diskussion über die Gesamtkonzern-
steuer vorgebracht. Bei der Gesamtkonzernsteuer können 

nämlich alle Verluste von nationalen Töchtern mit den weltwei-
ten Gewinnen verrechnet werden. Damit addieren sich die 

Vorteile durch die Skaleneffekte von Großkonzernen noch mehr 
als bisher. Die Progressive Besteuerung von Gewinnen soll dies 
ausgleichen. 
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• Dies Verfahren führt zu einer drastischen 

Vereinfachung der Einkommenssteuerer-

klärung (in Schweden kann von der Ein-

kommenssteuer nichts abgesetzt werden) 
und vermeidet die Probleme, die mit der 

unterschiedlichen Besteuerung von den 

verschiedenen Einkommensarten und der 

unterschiedlichen Besteuerung von Perso-

nengesellschaften und Kapitalgesellschaf-

ten auftreten. 

• Übergang zum Welteinkommensprinzip: 
Dieses Prinzip fordert die Versteuerung al-

ler Gewinne von deutschen Firmen im 
Ausland unter Anrechnung dort gezahlter 

Steuern. Die USA besteuern ihre Firmen 

nach dem Welteinkommensprinzip. Beim 

Übergang zur Gesamtkonzernbesteuerung 

erübrigt sich auch dieses Thema implizit. 

• Verbot von Briefkastenfirmen: Diese For-

derung taucht häufig auf, wurde aber nie 

ernsthaft verfolgt – vermutlich, weil sie 
leicht umgangen werden kann, indem ei-

nige reale Geschäfte in die Briefkasten-

Firma verlagert werden. Ein wirksameres 

Mittel gegen Briefkastenfirmen ist das öf-

fentliche Transparenzregister, bei dem die 

wirtschaftlich Berechtigten dieser Firmen 

offen gelegt werden – siehe unter Punkt 4. 

• Quellensteuer für Auslandsüberweisun-
gen: Geldtransfers (Zinsen, Lizenzen, Ge-
bühren, Versicherungsprämien usw.) ins 

Ausland sollen grundsätzlich einer Quel-

lenbesteuerung unterliegen unter Anrech-

nung bzw. Rückvergütung von Steuern, die 

tatsächlich im Ausland gezahlt werden. 

Damit bestände auch eine Meldepflicht 

für alle Transaktionen ins Ausland (siehe 

dazu auch den Vorschlag der EU einer Ka-

pitalexportsteuer unter Punkt 13). 

• Eingehende Geldtransfers werden grund-
sätzlich besteuert unter Anrechnung von 

im Ausland bereits gezahlten Steuern. 

Damit würde die Steueroase Deutschland 

ausgetrocknet.  

V. Änderung der Besteuerung von 
Einkommen und Vermögen 

In diesem Abschnitt geht es nicht um eine 

allgemeine Diskussion von Einkommenssteu-

ern und Vermögenssteuern, sondern nur um 

den Abbau von Privilegien für die Superrei-
chen (ultra high-net-worth individual - UHN-

WI). Hier werden daher Vorschläge behandelt, 

die der weltweiten massiven Konzentration 

von Vermögen und Einkommen seit den 1980-

er Jahren entgegenwirken sollen.  

15. Vermögenssteuer  

Vermögen wachsen systematisch umso schnel-

ler, je größer das Vermögen ist. Während der 

vergangenen 30 Jahre sind die Vermögen 

durchschnittlich um 2% gewachsen, die Ver-

mögen über 20 Mio. Euro aber um 4%, die 

über 1 Milliarde Euro sogar um 7%. Dadurch 

nimmt die Eigentumskonzentration ständig zu. 

Ein wichtiger Beitrag, um dies zu korrigieren, 

wäre die Wiedereinführung einer Vermögens-
steuer. 

Die bisherige Vermögenssteuer wird seit 1998 

nicht mehr erhoben, nachdem das Bundesver-

fassungsgericht die ungleiche Besteuerung von 

Immobilien und Geldvermögen für verfas-

sungswidrig erklärt hat.  

Die Erhebung einer Vermögenssteuer wäre 

auch die Grundlage für eine Vermögensstatis-

tik. Eine wirksame Bekämpfung von Geldwä-
sche und internationaler Kriminalität ist nach 

Auffassung von Experten ohne eine vollständi-

ge Vermögensstatistik, die alle natürlichen 

Personen ausweist, die Besitzer oder Nutznie-

ßer des Vermögens sind, kaum möglich. 

SPD, Grüne und Linke hatten die Wiederein-

führung der Vermögenssteuer 2013 ins Wahl-

programm aufgenommen, nachdem zahlreiche 

gesellschaftliche Gruppen und Sozialverbände 

dies gefordert hatten.  

Dabei wurden von NGOs weitere interessante 

Ansätze formuliert:  

• Ein Freibetrag von einer Million Euro. Da-

mit wird signalisiert, dass es nicht um eine 

allgemeine Steuer geht, sondern gezielt 
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darum, die Akkumulation von Reichtum in 

weniger Händen zu stoppen.  

• Dazu sollten die Steuersätze einheitlich für 

alle Vermögensarten sein und progressiv 
gestaffelt werden.  

• Eine unabhängige Kommission sollte die 

Vermögensentwicklung beobachten und 

jährlich einen Bericht erstellen, der Vor-

schläge für eine Korrektur der Steuersätze 

macht. 

Neben der Vermögenssteuer wurde auch eine 

Vermögensabgabe nach dem Vorbild des Las-

tenausgleichs von 1952 diskutiert. Das erste 
Mal gab es diese Diskussion nach der Deut-

schen Einheit zur Finanzierung der Kosten der 

Wiedervereinigung. Diese Initiative wurde u. 

a. unterstützt von Friedrich v. Weizsäcker und 

Angela Merkel.54 Die zweite Initiative startete 

2012 mit dem Ziel, die Investitionsprogramme 

im Rahmen der Finanzkrise zu bezahlen. 55 

16. Erbschaftssteuer 

Die heutige Form der Erbschaftssteuer bevor-

teilt die großen Erben. 2013 lag die durch-

schnittliche Steuerquote für Erbfälle über 20 

Mio. Euro bei 1,5%, bei Erbfällen von unter 

300.000 Euro (über dem Freibetrag) lag die 

Steuerquote dagegen bei über 13%.56 Der 

Grund dafür sind die großzügigen Freistel-
lungsregelungen für Betriebsvermögen, die 

umso besser greifen, je größer das Vermögen 

und je höher der Anteil des Erblassers an ei-

nem Unternehmen ist.  

Das Bundesverfassungsgericht hat deshalb die 

Erbschaftssteuer in der bisherigen Form für 

verfassungswidrig erklärt. Die große Koalition 

hat einen Vorschlag vorgelegt, der nach An-

sicht vieler Landespolitiker wieder nicht ver-
fassungskonform ist, da er große Erbschaften 

weiter begünstigt behandelt.  

                                                           

54 siehe Nikolaus Piper – 1992; eine Vermögensabgabe ist eine 

einmalige Belastung von Vermögen und darf nach Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts nur in besonderen historischen 

Situationen erhoben werden. 
55 siehe Umfairteilen – 2013  
56 siehe Stefan Bach – 2015  

In diesem Zusammenhang wurde ein Bündnis 

aus mehrere NGOs gebildet, dass eine Ab-

schaffung der Privilegien reicher Firmenerben 

und die Wiederherstellung der progressive 

Wirkung wieder herstellt, um die wachsende 
Konzentration von Vermögen in wenigen Hän-

den zu stoppen.57 

Die Organisation Attac hat dazu einen konkre-

ten verfassungskonformen Vorschlag vorge-

legt:58  

• Beibehaltung der heutigen nominalen 

Progression von 7 bis 30 Prozent in Steu-

ergruppe 1 (Verwandte ersten Grades), 15 

bis 43% Steuerklasse 2 (sonstige enge 
Verwandte) und 30 bis 50 % in Steuerklas-

se 3 (nicht verwandt). Für Erbschaften 

oberhalb von 100 Millionen Euro soll es 

weitere Progressionsstufen geben.  

• Einmaliger personenbezogenen Freibetrag 

von zwei Millionen Euro für alle Zuwen-

dungen aus Erbschaften und Schenkungen 

insgesamt im Leben der Person. Damit wä-

ren die meisten klein- und mittelständi-
schen Betriebe steuerfrei. 

• Der bisherige Freibetragswildwuchs soll 

abgeschafft werden. Bei Erbschaften 

oberhalb von 20 Millionen Euro, die ca. 

50% der Masse ausmachen, soll es keine 

Befreiungen mehr geben. Darunter sind 

Stundungen auf 20 Jahre möglich. 

17. Einkommenssteuern auf Kapi-

talerträge und Wertzuwächse 

Einkommen, die aus Kapitalvermögen resultie-

ren, werden in Deutschland pauschal mit 25% 

besteuert. Einkommen, die aus Wertzuwäch-

sen resultieren, werden in Deutschland in der 

Regel gar nicht mehr besteuert. Grund dafür 

ist, dass diese Wertzuwächse fast nie realisiert 

werden. Denn eine Steuer fällt nur an, wenn 

die Firma oder die Aktie verkauft wird. Das ist 

aber bei den großen Familienvermögen fast 
nie der Fall. Aber selbst dann können die Ver-

                                                           

57 siehe NWSG/Campact/Attac/Ver.di 2016; siehe auch Lorenz 
Jarass - 2015  
58 siehe Attac – 2016  
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äußerungsgewinne steuerfrei bleiben, wenn 

die richtige Rechtskonstruktion gewählt wird.  

Als Folge davon wird in Deutschland der ma-

ximale effektive Steuer- und Abgabensatz von 

zur Zeit 51% bei einem Einkommen von ca. 
74.000 Euro fällig und sinkt bei höheren Ein-

kommen kontinuierlich ab. Bei Einkommens-

milliardären dürfte er nicht selten unter 1 % 

liegen.59  

Volkswirtschaftlich ist dagegen eine progressi-

ve Einkommenssteuer auf alle Einkommen 

sinnvoll und nach dem Leistungsprinzip 

ethisch gerechtfertigt, da Menschen, die mehr 

verdienen bzw. besitzen auch mehr zum Ge-

meinwohl beitragen können und sollen. Er-
staunlicherweise gibt es jedoch trotz zahlrei-

cher Steuerreformen bislang keine entspre-

chende politische Initiative. 60 

Immerhin wird in letzter Zeit von Politi-

ker*innen (zuletzt auch Bundeswirtschaftsmi-

nister Sigmar Gabriel) thematisiert, dass es 

keinen Grund mehr für die Sonderbehandlung 

von Kapitaleinkünften durch die Abgeltungs-

steuer gebe, wenn die Steuerflucht wirksam 

bekämpft wird. 

  

                                                           

59 siehe Thomas Piketty – 2014 
60 Als Problem bei einer Besteuerung des Wertzuwachses 

werden die Bewertungsprobleme genannt. Dieses Problem tritt 
jedoch in gleicher Weise bei der Vermögens- und der Erb-

schaftssteuer auf. Gelöst werden kann dieses Problem durch 
eine periodische Bewertung und in der Zwischenzeit durch 
interpolierte Wertaufschläge.  
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D. Bewertung und 
Schlussfolgerung 
Was ist bisher geschehen?  

Positiv festzustellen ist, dass das Problem der 

Steuervermeidung in das Bewusstsein der 

Medien und auch der Politik eingedrungen ist. 

Sowohl die Steuervermeidung durch internati-

onale Konzerne wie auch die durch reiche 

Individuen werden als Problem wahrgenom-

men.  

Die Aktivitäten der G20 und der OECD im 

Rahmen der BEPS-Initiative haben dies ver-

stärkt. So wie es aussieht, werden in den 

nächsten Jahren zumindest einige Fortschritte 

in Richtung Transparenz erreicht werden. Das 

ist nicht unbedeutend, da dadurch die Debatte 

über die Steuerpraktiken von Konzernen und 

reichen Individuen vorangetrieben wird.  

Aber es ist zu befürchten, dass sich materiell 

nur wenig ändern wird. Es ist weder wahr-
scheinlich, dass das Steuersystem umgestellt 

wird, noch, dass das das Strafrecht wesentlich 

verschärft wird. Auch ob die Finanzbehörden 

stärker durchgreifen werden, ist abhängig vom 

politischen Willen, der derzeit noch zu 

schwach ist. 

a. Bewertung aus Sicht der OECD-

Staaten 

Trotz aller Bekundungen sind die Reaktionen 

vieler Politiker*innen zwiespältig. Dafür gibt es 
mehrere Gründe. Zum einen ist vielen Politi-

ker*innen nicht bewusst, dass ein Land, das 

die Größe Deutschlands hat, durchaus einsei-

tig die Spielregeln verändern kann. Das gleiche 

gilt umso mehr für die EU.  

Viel wichtiger ist aber, dass viele Politi-

ker*innen Nachteile für ihren Wirtschafts-

standort befürchten. Und das ist nicht ganz 

verkehrt. Viele kleine Staaten haben erhebli-

che wirtschaftliche Vorteile durch ihren Status 
als Steueroase. Aber auch große Staaten wie 

Deutschland profitieren von Billionen billigen 

Fremdkapitals, das hier angelegt ist und das 

sie für sich arbeiten lassen können – oder das 

zu den niedrigen Zinsen für Staatsanleihen 

beiträgt.  

Jedoch können nur wenige Staaten Nutznießer 

eines Niedrigsteuersystems sein. Würden alle 

Staaten diese Strategie adoptieren, würden 
die Steuereinnahmen und damit die Finanzie-

rung der Demokratie und des Gemeinwohls 

zusammenbrechen. Insofern sind Steueroasen 

nicht als „Geschäftsmodell“ von Staaten zu 

sehen, sondern vielmehr als ein unmoralisches 

Trittbrettfahren, das zwangläufig in ein Di-

lemma führt. Eine einseitige Fokussierung auf 

steuerliche Standortvorteile ist ausschließlich 

kurzfristig gedacht und gefährdet langfristig 

die Finanzierung des Gemeinwesens und da-
mit auch die Wirtschaft.  

Ein weiter Grund für die Zurückhaltung der 

Politik liegt aber in der Rücksichtnahme auf die 

großen Konzerne, die befürchten, dass sie 

erhebliche steuerliche Nachteile in anderen 

Ländern haben, wenn Deutschland entschlos-

sen gegen Steuervermeidung vorgeht. Auch 

dieses Motiv ist sehr kurzfristig gedacht und 

widerspricht Artikel 208 des EU-Vertrags von 

Lissabon, wonach Deutschland verpflichtet ist, 
die Kohärenz aller Politikbereiche mit den 

Zielen der Armutsbekämpfung in Einklang zu 

bringen. Politiker*innen sollten das Wirt-

schafts- und Steuermodell großer deutscher 

Konzerne, das darauf hinausläuft möglichst 

wenig Steuern in den Ländern des globalen 

Südens zu zahlen, weder legitimieren noch 

schützen.  

b. Bewertung im Zusammenhang 

mit dem Globalen Süden 

Gerade die ärmsten Staaten wurden aus den 

laufenden Beratungen weitgehend herausge-

halten, obwohl jene Länder von den Steuer-

vermeidungsstrategien am meisten betroffen 

sind. Neben der Steuervermeidung von Kon-

zernen spielt vor allem die Kapitalflucht eine 

katastrophale Rolle, da durch illegale Geschäf-

te oder durch Korruption erworbenes Geld 

exportiert wird, und damit ein wichtiger Teil 

des Bruttoinlandproduktes Jahr für Jahr für die 
nationale Wirtschaft verloren geht.  
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Die daraus resultierende mangelnde Finanz-

kraft vieler Staaten, die Aushöhlung ihrer Öko-

nomie und die viel zu geringen Steuereinnah-

men gefährden in vielen Ländern die Hand-

lungsfähigkeit des Staates.  

c. Bewertung aus Sicht der Zivilge-

sellschaft 

Aus Sicht der Zivilgesellschaft hat die Steuer-

vermeidung einen sozialökonomischen Effekt: 

Es gehen erhebliche Ressourcen für den Aus-

bau der Infrastruktur und des Sozialstaates 

verloren. 

Ein vielleicht noch wichtigerer Effekt wird in 

den Medien und der öffentlichen Diskussion 

noch weitgehend ausgeblendet: Nämlich, dass 

die wachsende Konzentration von immer mehr 
Geld und damit Macht in wenigen Händen 

einerseits direkt die Demokratie gefährdet, 

zum anderen aber auch das Vertrauen von 

vielen Menschen in die Demokratie zerstört.  

Die Unverschämtheit, mit der Konzerne und 

reiche Individuen die Maximierung der Gewin-

ne auf Kosten der öffentlichen Hand und damit 

der Masse der Bürger*innen betreiben, ist 

eine Gefahr für die gesamte Gesellschaft. Die 
Erosion der EU und das Aufkommen von popu-

listischen Parteien, die den Hass auf die Eliten 

schüren sowie Rassismus und nationale Ab-

schottung mit Forderungen nach milliarden-

schweren Sozialprogrammen verbinden, sind 

Ausdruck eines schwindenden Vertrauens 

vieler Bürger*innen in ihre politischen Eliten 

und einen gerechten Staat. 

d. Was ist zu tun? 

Es führt nichts daran vorbei: Es muss noch 

mehr Öffentlichkeit geschaffen werden. Da die 

soziale Spaltung und die Konzentration des 

Reichtums in wenigen Händen immer mehr 

Thema werden wird, ergeben sich auch neue 

Chancen, die Methoden der Steuervermei-
dung und die Alternativen bekannter zu ma-

chen. Dabei muss die Thematik mehrdimensi-

onal vorangetrieben werden:  

• Durch Aufklärung über den Umfang der 

Steuervermeidung und -hinterziehung. 

• Durch Aufklärung über kriminelle Machen-

schaften. 

• Durch konkrete Forderungen, wie der 
Steuervermeidung begegnet werden kann. 

• Indem die Gefahren für die Demokratie 

und den Zusammenhalt der Gesellschaft 

thematisiert werden.  

Diese Aufgabe kann nur gelingen, wenn es ein 

produktive Zusammenarbeit von Journalisten, 

NGOs und engagierten Politiker*innen gibt, 

die sich durch ihre Arbeit produktiv verstär-

ken. Zivilgesellschaftliche Bündnisse können 
dabei eine wichtige Rolle spielen. 
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